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EDITORIAL/118: Karma, Mummenschanz und Eigentum ... (SB)





Wochendruckausgabe 118 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
02.02.2019
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Karma, Mummenschanz und Eigentum ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Einst erläuterte der Erhabene Buddha seinen Schülern das Karma, das
das Eigentum der Lebewesen sei und sie in hohe und niedrige scheide.

Dann allerdings lenkte er den Blick der Mönche auf eine Lösung und
sprach: "Macht alles zur Eigentumsfrage, denn würde es keinen Besitz
und kein Eigentum unter den Menschen mehr geben, wo sollte da noch
Platz für Karma, für das Elend und die Armut der Unterschiede oder die
Gewalt und Gefangenschaft von unten und oben vorhanden sein?

Alles wüchse doch aus zu der Kraft einer Gemeinschaft, wo der einzelne
so stark ist wie alle, und alle so bedeutend und unwechselbar wie der
einzelne. Dem Nirvana und der Erleuchtung wäre dann sicher ihre
Grundlage, nämlich das Karma, abhanden gekommen, aber würde es jemand
vermissen?"

Ihre Schattenblick-Redaktion

(*) MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 57


1. Februar 2019
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KOHLEALARM/561: Klimakampf und Kohlefront - Baggeretikett und Antitext ... (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 4. Februar 2019

#ABSCHALTEN - Klimawandel kennt keine Kompromisse

Protestaktion im Braunkohletagebau Jänschwalde



[Cottbus, 4.2.2019] In den frühen Morgenstunden haben 
Anti-Kohle-Aktivist*innen heute ein ROBIN WOOD-Banner mit der Aufschrift
"#ABSCHALTEN - Klimawandel kennt keine Kompromisse" an einem Bagger im
Braunkohletagebau Jänschwalde in der Lausitz entrollt. Damit
protestieren sie gegen den Abschlussbericht der Kohlekommission. Die
Aktivist*innen wollen klarstellen, dass es sich bei dem Bericht
keinesfalls um einen gesellschaftlichen Konsens handelt und dass -
trotz der Zustimmung von in der Kommission vertretenen
Umweltorganisationen - weiterhin mit erheblichem Protest aus der
Klimabewegung gerechnet werden muss.

Zeitgleich demonstrieren heute Aktivist*innen vom Aktionsbündnis "Ende
Gelände" in der Braunkohle-Grube Jänschwalde sowie in weiteren
Tagebauen. Zurzeit läuft eine bundesweite Protestwoche, um mehr Druck
für einen klimagerechten Kohleausstieg zu machen.

Die Empfehlung der Kohlekommission, erst im Jahr 2038 aus der Kohle
auszusteigen ist weder mit den Klimazielen der Bundesregierung noch
mit dem internationalen Klimaabkommen von Paris vereinbar. ROBIN WOOD
fordert, Klimaschutz konsequent umzusetzen und den Kohleausstieg jetzt
zu starten.

"Wir haben von der Kohlekommission keine Lösung erwartet - und doch
ist das Ergebnis eine krasse Enttäuschung. Der Abschlussbericht ist
ein Schlag ins Gesicht derjenigen, die am stärksten vom Klimawandel
betroffen sind", erklären ROBIN WOOD-Aktivist*innen vor Ort.

Im Bezug auf die ostdeutschen Braunkohlereviere zeigt sich besonders
eindrücklich, wie ungenügend das Ergebnis der Kohlekommission ist:
ohne Ehrgeiz, zu unkonkret, mit vielen Schlupflöchern und
Milliardengeschenken an die Kohlelobby.

In der Lausitz und im Leipziger Land soll bis 2022 gar keine
Kohlekapazität vom Netz gehen. Wie und wann anschließend die extrem
klimaschädlichen Braunkohlekraftwerke abgeschaltet werden, bleibt
vollkommen unklar.

Einzig ein bisher nicht spezifiziertes "Innovationsprojekt" am
Kraftwerk Jänschwalde wird von der Kohlekommission benannt. Das
Kraftwerk soll Mitte der 2020er Jahre möglicherweise zu einem
Wärmespeicherkraftwerk umgerüstet werden. Damit tritt ein vages
Versprechen auf eine potentielle Nachnutzung an die Stelle eines
verbindlichen Abschaltdatums für eins der klimaschädlichsten
Kraftwerke Europas.

Auch für die Bewohner*innen der bedrohten Dörfer bringt der
Abschlussbericht keine Sicherheit. Aktuell könnte Tagebaubetreiber
LEAG weiterhin das Lausitzer Dorf Proschim abbaggern. Auch die Dörfer
am rheinländischen Tagebau Garzweiler könnten weiterhin der Braunkohle
weichen. In Reaktion auf den Abschlussbericht der Kohlekommission
hatte Energiekonzern RWE Anfang dieser Woche angekündigt, an der
Zerstörung von Keyenberg, Morschenich und Kuckum festzuhalten.

"Der Vorschlag der Kommission stellt Kraftwerksbetreibern saftige
Entschädigungen in Aussicht - und liefert denkbar wenig für
Klimaschutz und die direkt vom Kohleabbau betroffenen Menschen. Er
zeigt einmal mehr: Wir müssen den Kohleausstieg selber in die Hand
nehmen!", so die Aktivist*innen.

ROBIN WOOD wird sich gemeinsam mit zahlreichen Akteur*innen der 
Anti-Kohle Bewegung weiterhin entschlossen für Klimagerechtigkeit 
und einen sofortigen Kohleausstieg einsetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2019

Robin Wood, Pressestelle

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: www.robinwood.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/560: Klimakampf und Kohlefront - Aktionen koordinieren ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Ende Gelände blockiert Kohle-Bagger in der Lausitz und bei Leipzig
+++ Protest für sofortigen Kohleausstieg +++ bedrohte Dörfer brauchen
Sicherheit für ihre Zukunft



Cottbus, 04.02.2019. Die Bagger stehen still: Aktivist*innen von Ende
Gelände besetzen seit heute Morgen mehrere Bagger in den Kohlerevieren
Lausitz und im Leipziger Land. Mit zivilem Ungehorsam protestieren sie
in den Braunkohle-Gruben gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission und für den sofortigen Kohleausstieg.

"Die Kohlekommission hat die Menschen in den bedrohten Dörfern im
Stich gelassen. Die Konzerne bekommen Geld für nichts, für die Dörfer
gibt es keine Sicherheit. Jeden Tag fressen sich die Bagger weiter in
Richtung Proschim und Pödelwitz. Wir haben heute diese Bagger besetzt,
denn wir können nicht bis 2038 warten. Wir fordern den sofortigen
Kohleausstieg, damit alle Dörfer bleiben: im Leipziger Land und in der
Lausitz genauso wie im Rheinland", sagt Nike Mahlhaus,
Pressesprecherin von Ende Gelände.

Der Vorschlag der Kohlekommission sieht einen Ausstieg aus der Kohle
erst 2038 vor. Einen genauen Ausstiegspfad für die Kohlekraftwerke im
Osten Deutschlands gibt es noch nicht. Somit ist bisher nicht klar, ob
die von Abbaggerung bedrohten Dörfer - Proschim in der Lausitz sowie
Pödelwitz und Obertitz bei Leipzig - erhalten bleiben können.
Versprochen werden stattdessen Entschädigungszahlungen für
Energiekonzerne wie LEAG und Mibrag, die beide zur tschechischen
Investmentfirma EPH gehören.

"Kohleverbrennung bis 2038 ist kein Konsens, denn damit rauschen wir
um Milliarden Tonnen CO2 an der 1,5°-Grenze vorbei. Das CO2, das hier
produziert wird, lässt an anderen Orten den Meeresspiegel steigen,
führt zu Dürren und anderen Extremwetterereignissen. Die Menschen im
Globalen Süden saßen nicht mit am Verhandlungstisch, obwohl sie am
stärksten von der Klimakrise betroffen sind. Dieser Ungerechtigkeit
stellen wir uns entgegen. So geben wir auch denen eine Stimme, die
direkt betroffen sind", sagt Aktivistin Elisa Lange.

Die Besetzung ist Teil der Aktionswoche von Ende Gelände für den
sofortigen Kohleausstieg. In der vergangenen Woche fanden als Reaktion
auf das Versagen der Kohlekommission bereits zahlreiche Aktionen
statt. In Karlsruhe und Hamburg wurde Kohleinfrastruktur blockiert, in
zahlreichen Städten fanden Protestaktionen für Klimagerechtigkeit
statt.

Ende Gelände fordert mit Massenaktionen zivilen Ungehorsams und
Protesten lokaler Ortsgruppen den sofortigen Kohleausstieg und
weltweite Klimagerechtigkeit. Zuletzt hatten bei einer Massenaktion im
Oktober 2018 rund 6.500 Aktivist*innen die Kohle-Infrastruktur am
Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/559: Klimakampf und Kohlefront - Mahnwache ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 3. Februar 2019

"RWE muss gestoppt werden!"

Bündnis "Alle Dörfer Bleiben" ruft zu Mahnwache gegen Rodungen auf



Kuckum. Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" ruft für Montag, den 4.
Februar um 8 Uhr zu einer Mahnwache im Bereich der Rodungen am
Keyenberger und Kuckumer Wald auf. Ziel ist es, die Baumfällarbeiten
zu stoppen, die einem Straßenbau durch RWE dienen sollen. Der
Kohlekonzern hatte vergangenen Mittwoch mit Rodungen für eine Straße
begonnen, die frühestens im Jahr 2027 und nur für den Fall benötigt
wird, dass noch weitere Dörfer für den Tagebau umgesiedelt werden. Die
Umsiedlungen sind nach den Ergebnissen der Kohlekommission nicht mehr
nötig. Das Bündnis wirft RWE vor, das Leben vor Ort "zur Hölle" zu
machen, um die Menschen zur Umsiedlung zu treiben.

"Wir nehmen diese Schikanen durch RWE nicht länger hin!", sagt Martina
Himmelreich aus Keyenberg. "Diese Rodungen sollen uns doch bloß
zeigen, dass RWE sich nicht an die Ergebnisse der Kohlekommission
halten wird und unsere Dörfer verschwinden sollen. Die haben seit vier
Jahren eine Genehmigung, bräuchten die Straße erst in neun Jahren, und
fangen ausgerechnet jetzt an, hier Bäume zu fällen und unsere Natur zu
asphaltieren?". Die Straße würde nur benötigt, wenn die Dörfer
Keyenberg, Unterwestrich und Kuckum vollständig zerstört würden.

Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" stellt sich mit der Mahnwache den
Rodungen in den Weg und will das Faktenschaffen durch RWE verhindern.
"RWE muss gestoppt werden!", so David Dresen aus Kuckum. "Und wenn die
Landesregierung diese Zerstörung von Natur und Dörfern nicht
verhindert, dann nehmen wir das selbst in die Hand! Kommt zur
Mahnwache und unterstützt uns, damit alle Dörfer bleiben!"

Das Bündnis

"Alle Dörfer bleiben" ist ein deutschlandweites Bündnis, in dem
Betroffene aller Braunkohle-Reviere und die
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung kämpfen.

Informationen zum Bündnis gibt es unter

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.02.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/558: Klimakampf und Kohlefront - Kunst gegen Kohle ... (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung, 2. Februar 2019

#keinkonsens mit der Kohle-Lobby - Kohleausstieg jetzt!

ROBIN WOOD-Aktive demonstrieren mit Kunstaktion in Leipzig für den
Kohleausstieg



[2.2.2019 LEIPZIG] Heute haben Aktive von ROBIN WOOD auf dem
Augustusplatz in Leipzig ein Zeichen gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission und für einen klimagerechten Kohleausstieg gesetzt. Im
Rahmen einer Kunstaktion verwandelten sie eine urbane Struktur in
einen qualmenden Kohleschlot und machten so deutlich, was die von der
Kommission vorgeschlagenen 19 weiteren Jahre Kohlenutzung bedeuten:
eine Menge Dreck, der den Planeten ruiniert. Dazu entrollten sie ein
Banner mit der Aufschrift: "Kohle killt Klima! #keinkonsens"

Die Aktion fand zeitgleich zur Demonstration "Hey Koko - Kohleausstieg
jetzt" in der Leipziger Innenstadt statt und ist Teil einer
bundesweiten Aktionswoche, zu der das Bündnis "Ende Gelände"
aufgerufen hat.

"Wir fordern, dass die Analysen des Weltklimarats IPCC ernst genommen
werden: Um die Klimaerwärmung auf 1,5 Grad zu beschränken, benötigt es
nach aktuellen wissenschaftlichen Veröffentlichungen des IPCC 'nie
dagewesene Veränderungen'! Dies beinhaltet für uns den
schnellstmöglichen Kohleausstieg sowie ein Überdenken unserer
expansiven Wirtschaftsweise", sagt ROBIN WOOD-Aktivist Manuel
Carranza. "Dabei muss der Ausstieg aus den fossilen Energien
sozialverträglich ablaufen. Zudem dürfen wir nie vergessen, dass die
tatsächlichen Kosten der Umweltzerstörung unendlich viel höher liegen,
als jene, die die Konzerne bezahlen. Wir dürfen nie vergessen, dass
noch Generationen von Menschen auf der ganzen Erde unter den Folgen
der Klimazerstörung leiden werden!"

Mit einem verschleppten Einstieg in den Ausstieg bis 2022, 17 Gigawatt
Kohlekapazität, die 2030 noch am Netz sein sollen und dem Enddatum
2038 ist der Abschlussbericht der Kohlekommission eine
Bankrotterklärung für den Klimaschutz. Er passt auch nicht zu den
Klimazielen der Bundesregierung und zum Pariser Klimaabkommen. Feste
Zusagen für den Erhalt der vom Kohleabbau bedrohten Dörfer wie
Pödelwitz im Leipziger Land oder vom Hambacher Wald im Rheinland gibt
es nicht.

In den Ost-Bundesländern soll bis 2022 gar keine Kohlekapazität
abgeschaltet werden. Ein verbindlicher Zeitplan, wann welche
Kraftwerke danach vom Netz gehen sollen, fehlt. So ist zu befürchten,
dass das Kraftwerk Lippendorf bei Leipzig besonders lange das Klima
und die Leipziger Luft belasten wird.

"Weder Stimmen junger Menschen noch aus dem globalen Süden waren in
der Kohlekommission vertreten - dabei sind sie am stärksten von den
Auswirkungen des Klimawandels betroffen. Ihre Interessen werden vom
Ergebnis der Kommission übergangen", kritisiert Aktivist Jan Schubert.

Stattdessen trägt der Abschlussbericht die deutliche Handschrift der
Kohle-Lobbyisten. So schlägt die Kommission vor, Entschädigungen an
die Kraftwerksbetreiber in Höhe von voraussichtlich mehreren
Milliarden Euro zu zahlen - auch für Kraftwerke, die schon längst
abgeschrieben oder zunehmend unrentabel sind. So wird den
Energiekonzernen auf Kosten der Allgemeinheit die überfällige
Energiewende vergoldet.

Eine Woche nach dem Ende der Kohlekommission ist deutlich, dass die
Auseinandersetzung um das Ende der Kohle nicht befriedet, sondern
befeuert wurde. Gestern gab es Demonstrationen in Berlin und Hamburg.
Heute morgen starteten ROBIN WOOD-Aktive einen Anti-Kohle-Protest in
Karlsruhe. ROBIN WOOD wird weiterhin zusammen mit der wachsenden
Anti-Kohle-Bewegung für einen sofortigen Umsiedlungs- und Rodungsstopp
in den Tagebaugebieten und für einen klimagerechten Kohleausstieg
streiten.



Mehr Informationen zur Demo "Hey KoKo - Kohleausstieg jetzt!"

https://www.ende-gelaende.org/wp-content/uploads/2019/01/KoKoFlyer1.4-1.pdf

ROBIN WOOD-PM zum heutigen Kohle-Protest in Karlsruhe:

https://www.robinwood.de/pressemitteilungen/klimaschutz-ausverkauft-%E2%80%93-kohlelobby-reich-beschenkt

ROBIN WOOD-Blogbeitrag: "Kein Konsens ohne Klimaschutz":

https://www.robinwood.de/blog/industrieinteresse-vor-klimaschutz-das-ist-kein-konsens

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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KOHLEALARM/557: Klimakampf und Kohlefront - voller Körpereinsatz ... (KligK)


Klimagerechtigkeit Kassel - Pressemitteilung, 2. Februar 2019

Spektakuläre Banneraktion am Opernplatz fordert Klimarebellion



Kassel 02.02.2019. Am Samstag haben sich Aktivist*innen der Gruppe Klimagerechtigkeit
Kassel mit einem großen Banner von der Fassade der Galeria Kaufhof am
Opernplatz abgeseilt. "Kohleausstieg ist und bleibt Handarbeit -
Klimarebellion jetzt!" konnten die verblüfften Passant*innen dort am
Nachmittag lesen. Mit ihrer Aktion kritisieren die
Klimagerechtigkeits-Aktivist*innen den schwachen Kompromiss der
Kohlekommission scharf. Ein Kohleausstieg erst 2035 oder 2038 mit
krachendem Verfehlen des 2020er-Klimaziels verstößt damit nicht nur
gegen das Völkerrecht des Pariser Klimavertrags. Mit dem äußerst
unambitionierten Ausstiegspfad führt er uns damit auch sehenden Auges
mitten in die Klimakatastrophe.




[image: Zwei Kletteraktivist*innen mit Banner an der Glasfassade der Galeria Kaufhof - Foto: CC-by Klimagerechtigkeit Kassel]

Foto: CC-by Klimagerechtigkeit Kassel



"Wir haben jedes Vertrauen darin verloren, dass die traditionelle
Politik wirksame Lösungen für die existenzielle Bedrohung der
Klimakrise umsetzt," macht Juri Nadler (24) von Klimagerechtigkeit
Kassel klar. "Angst gepaart mit Wut treibt uns um, lässt uns in Tränen
ausbrechen und raubt uns den Schlaf." Deutschland stößt pro Kopf mit
11 Tonnen CO2 mehr als das doppelte der durchschnittlichen weltweiten
Treibhausgasemissionen aus. Diese riesige Menge an klimazerstörenden
Gasen stagniert seit zehn Jahren weitgehend. Für die Einhaltung des
lebenssichernden 1,5°-Klimaziels müssen die Vorreiter hingegen schon
vor 2030 alle ihre Emissionen auf Null reduziert haben.

Obwohl der Kohleausstieg beschlossen ist, hat der Kohlekonzern RWE in
der vergangenen Woche weiter Häuser in den nun verschonten Dörfern im
rheinischen Braunkohlerevier zerstört. "Die Menschen vor Ort sind
verzweifelt, jetzt noch für diese Steinzeittechnologie ihre Heimat zu
verlieren. Wir fordern daher an der Seite des Bündnisses von
Umsiedlungsbedrohten 'Alle Dörfer bleiben!' einen sofortigen Stopp
aller Dorfzerstörungen. Genau wie die Tagebaubetroffene Hannelore
Wodtke als Mitglied der Kohlekommission legen wir also unser Veto
ein," so Nadler. RWE soll für die angeblich frühzeitige Abschaltung
für ihre immer unwirtschaftlicheren Kraftwerke viele Milliarden
Entschädigung erhalten. Folglich stieg auch der RWE-Aktienkurs nach
dem Bekanntwerden des faulen Kohlekompromisses um zehn Prozent. "Statt
den Strukturwandel zusammen mit den Beschäftigten und
Tagebaubetroffenen jetzt sofort anzupacken, sollen schlicht Milliarden
an die Aktionär*innen diese gemeinschädlichen Kohlekonzerne gehen. Als
Klimabewegung werden wir das verhindern," wird Nadler deutlich. "Als
ersten Schritt rufen wir daher alle Menschen dazu auf, sich dem
Irrsinn dieser Selbstbedienungskommission öffentlich
entgegenzustellen." Freitag vormittags streiken seit einigen Monaten
weltweit hunderttausende empörte Schüler*innen unter dem
Motto #FridaysForFuture. Diesen Freitag waren vor dem Kasseler
Rathaus bereits 300 von ihnen auf der Straße. In den nächsten Wochen
sollen diese Proteste zusammen mit streikenden Studierenden und
Arbeitnehmer*innen immer größer und lauter werden. "Wir rufen
insbesondere die alte Generation auf, in ihrer Rente nun zu kämpfen
für die Zukunft von uns, ihren Enkeln," sagt Laura Gonzalo von den
Freitags-Klimastreiks. "Kommt mit zu uns ans Rathaus an den kommenden
Freitagen! Jetzt ist der Moment, um uns als Einzelne und als
Gesellschaft vom dumpfen Schleier der Gleichgültigkeit zu befreien."
Denn auch hier in Kassel muss der Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas
sofort beginnen.

In den letzten Monaten sind eine Vielzahl neuer Menschen in der
Klimabewegung aktiv geworden. So auch die Kunsthandwerkerin Melanie
Trocht, die in den vergangenen Jahren mit immer mehr Schrecken die
Auswirkungen der Klimakrise verfolgt hat. "Es fing an, dass es bloß
etwas wärmer wurde. Dann kamen alljährlich Hitzerekorde und vermehrt
'Jahrhundertfluten' auf. Heute entstehen mit den bereits stark
veränderten Höhenwinden immer mehr Dürren wie im deutschen Hitzesommer
2018. Schon in wenigen Jahren werden nicht nur wie schon heute die
weltweiten Korallenriffe, sondern auch etliche andere Ökosysteme
kollabieren. In der Folge wird im komplexen und für uns Menschen
weitgehend unkontrollierbaren System mancherorts die
landwirtschaftliche Versorgung zusammenbrechen. Plötzlich sind
hunderte Millionen an Menschen hart von der Klimakrise in ihrem Leben
bedroht und werden früher oder später vor dem Hunger fliehen.
Spätestens dann merken es alle. Nur wenn wir bis dahin weitgehend so
weitermachen wie bisher, werden zahlreiche Gesellschaften
zusammenbrechen. Das noch dazu vor allem in den Ländern, die
historisch am wenigsten Treibhausgase ausgestoßen haben - das waren
fast alles wir in den Industrieländern. All diese Folgen der
Klimakrise sind schon lange bekannt, und dennoch handeln weder
Politik, noch Industrie, noch die meisten von uns. Stattdessen machen
alle weiter wie bisher mit Raubbau an der Natur und der Zukunft. Diese
absolute Kurzsichtigkeit macht mich wütend. Daher muss ich
feststellen: wir haben es mit der Klimawende versucht - jetzt braucht
es die Klimarebellion!" Sämtliche Gruppen, Initiativen und Verbände,
die in ihrer jeweiligen Form zu diesen Themen arbeiten, erwarten in
den kommenden Wochen regen Zulauf für dessen Gestaltung.




Klimagerechtigkeit Kassel

Aktuelle Infos stets auf Twitter:

www.twitter.com/kligk_klimaks

Facebook:

https://www.facebook.com/KligK-Klimagerechtigkeit-Kassel-376826196483764/

In Kooperation mit dem FridaysforFuture Kassel: www.fridaysforfuture.de

Weitere Informationen zum Brechen der Pariser Klimaziele durch den unzureichenden Kohlekompromisses (auf Englisch):

 https://www.carbonbrief.org/analysis-how-far-would-germanys-2038-coal-phaseout-breach-paris-climate-goals

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Klimagerechtigkeit Kassel

Internet: www.klimagerechtigkeit-kassel.org
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KOHLEALARM/556: Klimakampf und Kohlefront - Widerstand direkt ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 2. Februar 2019

Aktivist*innen blockieren Kohlekraftwerk in Karlsruhe +++
bundesweit Proteste gegen die Kohlekommission +++ Aktionswoche für
sofortigen Kohleausstieg



Karlsruhe, 02.02.2019. Seit heute Morgen blockieren 150 Aktivist*innen
von lokalen Ende-Gelände-Gruppen das Rheinhafen-Dampfkraftwerk
Karlsruhe, eines der größten Steinkohlekraftwerke Deutschlands. Mit
einer Sitzblockade auf den Schienen verhindern sie, dass Steinkohle
zum Kraftwerk geliefert werden kann. Der Protest ist eine Reaktion auf
das Versagen der Kohlekommission und Teil der bundesweiten
Aktionswoche von Ende Gelände.

"Indem wir die Schienen zum Kohlekraftwerk blockieren, nehmen wir den
sofortigen Kohleausstieg selbst in die Hand. Wir meinen es ernst mit
unserer Forderung nach Klimagerechtigkeit und einer guten Zukunft.
Dazu passt der Bericht der Kohlekommission nicht. Junge Leute und
Menschen, die am meisten unter den Folgen der Klimazerstörung leiden,
sind dort nicht gehört worden. Eine Politik der Klimagerechtigkeit
muss aber alle miteinbeziehen. Wir nehmen uns hier heute unser
Mitspracherecht, und das fühlt sich toll an", sagt Pressesprecherin
Emma Weber.

Das Rheinhafen-Dampfkraftwerk Karlsruhe wird von EnBW betrieben, die
zum Großteil im Besitz des Landes Baden-Württemberg ist. Es emittiert
rund 3 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr. Deutschlandweit werden jährlich
90 Millionen Tonnen CO2 durch das Verbrennen von Steinkohle
ausgestoßen. Baden-Württemberg ist hinter Nordrhein-Westfahlen das
Land mit der größten installierten Leistung an Kohlekraftwerken.

Auch in anderen Städten wächst der Protest gegen einen Kohleausstieg
erst im Jahr 2038 und Milliardenzahlungen an die Energiekonzerne. In
Köln, München, Leipzig, Essen, Kassel und Hildesheim finden heute
ebenfalls Proteste statt, zu denen tausende Aktivist*innen erwartet
werden.

"Die Klimaziele werden geopfert und gleichzeitig Konzerne mit
Milliarden überschüttet. Der Kuschelkurs mir der Kohlelobby muss
endlich ein Ende haben. Die ganze Bewegung für Klimagerechtigkeit wird
sich dagegen erheben. Unsere Proteste werden immer größer und wir
werden keine Ruhe geben, bis klar ist, dass der Hambi wirklich bleibt,
dass alle Dörfer bleiben und dass wir eine lebenswerte Zukunft haben.
Dafür brauchen wir den Kohleausstieg jetzt sofort", sagt Nike
Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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MUMIA/939: Mumias Berufung gestoppt (jW)


junge Welt - Die Tageszeitung - Ausgabe vom 01.02.2019

Mumias Berufung gestoppt

Bezirksanwaltschaft von Philadelphia blockiert Überprüfung des Verfahrens
von Abu-Jamal

Von Jürgen Heiser



Im Fall des US-Bürgerrechtlers Mumia Abu-Jamal blockiert die
Bezirksstaatsanwaltschaft von Philadelphia nun doch eine
Gerichtsentscheidung, die bislang abgelehnten Berufungsanträge des
politischen Gefangenen erneut überprüfen zu lassen. Ende Dezember des
vergangenen Jahres war ihm dieses Recht im Verfahren wegen Mordes an dem
Polizeibeamten Daniel Faulkner vom Staatsgericht Philadelphias gewährt
worden.

Die Anklagebehörde hatte am Montag, nachdem sie die vierwöchige Frist zur
Einlegung von Rechtsmitteln voll ausgeschöpft hatte, erklärt, sie
respektiere »das Gericht und seine Unabhängigkeit als eigenständiges
staatliches Organ«. In einer Pressemitteilung ließ sie wissen, dass ihre
Berufung »Zustimmung zu einigen Punkten« der Entscheidung des Richters Leon
Tucker spiegele, der die erneute Prüfung des Verfahrens von Abu-Jamal beim
Obersten Gericht Pennsylvanias angeordnet hatte. »Andere Aspekte«
allerdings lehne die Bezirksanwaltschaft ab, da Tuckers Entscheidung »über
den Fall von Mumia Abu-Jamal hinaus weitreichende und aus unserer Sicht
problematische Folgen für eine große Anzahl von Fällen« habe.

Als Bezirksstaatsanwalt Lawrence Krasner im Januar 2018 sein Amt antrat,
proklamierte er das »Streben nach Gerechtigkeit, nicht nach Verurteilungen«
als sein oberstes Ziel. Er werde »aufräumen« und die bisherige negative
Bilanz in eine positive verwandeln. Dazu hätte ihm Richter Tuckers
Beschluss zugunsten Abu-Jamals als gute Vorlage dienen können. Denn es ist
insbesondere dieser Fall, der seit fast vier Jahrzehnten beispielhaft ist
für die in Philadelphia berüchtigte rassistische Politik und tiefgreifende
Korruption und Kumpanei von Staatsanwaltschaft und Polizei. Krasner hätte
»Mut beweisen« müssen, sei indes »zurückgeschreckt«, kommentierte der
US-Journalist Dave Lindorff.

Wie aus der Pressemitteilung vom Montag hervorgeht, befürchtet die Behörde
von Bezirksstaatsanwalt Krasner also, Tuckers Entscheidung könne eine
Lawine von weiteren möglichen Berufungsverfahren auslösen. Aller
Wahrscheinlichkeit nach kann Ronald Castille, einem der Vorgänger Krasners,
in mehr als nur dem Fall Abu-Jamals Befangenheit in seiner Doppelfunktion
als Staatsanwalt und mit Berufungsverfahren betrautem Obersten Richter
vorgeworfen werden.

Doch Krasner drohen noch ganz andere Skandale aus der Vergangenheit.
Ungeahnte Sprengkraft könnten die im Dezember vergangenen Jahres in
Archivkartons aufgetauchten Prozessakten der Staatsanwaltschaft entfalten,
deren Existenz lange geleugnet wurde. Wegen dieser »jüngsten Entdeckung«
versprach Krasners Behörde in ihrer Pressemitteilung am Montag »eine
umfassende Suche nach weiteren Kartons, die falsch markiert oder an nicht
vorgesehenen Orten gelagert« sind, und kündigte Offenlegung mit der
»verfassungsrechtlich vorgeschriebenen Transparenz« an.

Doch dieses Versprechen erweist sich in der Realität schon jetzt als ein
leeres. Wie das Bündnis »Mobilization for Mumia« (M4M) aus Philadelphia
enthüllte, wurden mit den sechs Aktenkartons aus Abu-Jamals Verfahren »auch
Hunderte Kartons mit Prozessakten anderer Gefangener gefunden«. Das habe
die für Berufungen zuständige Abteilung der Staatsanwaltschaft am 18.
Januar nach einer »ergänzenden Prüfung« intern eingeräumt. Das Bündnis
»M4M« fragt nun, ob die früher beiseite geschafften Prozessakten nicht »ein
Dienstvergehen beweisen«, das zwingend »zur Freilassung von Abu-Jamal und
anderen Beschuldigten führen« müsse.

Für den rechten Polizistenberufsverband Fraternal Order of Police (FOP)
erklärte dessen Ortsvorsitzender John McNesby in Philadelphia, er
»applaudiere« Krasner, weil er »das Richtige für den Helden Officer
Faulkner getan« habe. Laut Abu-Jamals Anwalt Bret Grote ein Beleg dafür,
dass Krasner »anfällig für Mobbing aus der Ecke der FOP« sei. Diese
attackiert ihn regelmäßig als »Liberalen«, der »wirksame Strafverfolgung«
vereitle.

https://www.jungewelt.de/artikel/348291.free-mumia-abu-jamal-mumias-berufung-gestoppt.html
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MUMIA/938: Monroe kehrt zurück (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 942



Monroe kehrt zurück

US-Präsident Donald Trump glaubt wirklich, darüber bestimmen zu können, wer
in Venezuela Präsident sein darf und wer nicht!

von Mumia Abu-Jamal, Januar 2019



Gerade hat der Usurpator der Vereinigten Staaten von Amerika, Präsident
Donald Trump, per schriftlichem Dekret seinen Beschluss bekanntgegeben, wer
der »legitime« Führer eines fremden Landes ist und wer nicht. Er ließ
mitteilen, Nicolás Maduro sei unrechtmäßig Präsident in Venezuela und er,
Trump, unterstütze Maduros Gegner im Kampf um die nationale Führung des
Landes.

Was wäre, wenn seinerseits der venezolanische Präsident erklären würde,
dass Trump, der bei den US-Präsidentschaftswahlen 2016 rund drei Millionen
Stimmen weniger erhielt als seine Gegenspielerin Hillary Clinton, der
»unrechtmäßige Präsident seines Landes« sei? Würde ihm irgend jemand auf
der Welt auch nur zuhören, geschweige denn ihn ernst nehmen?

Trump sitzt nur deshalb im Weißen Haus, weil ihn das Wahlmännerkollegium
dazu bestimmt hat. Das Electoral College ist ein Relikt der Sklaverei. Es
wurde als Institution der Präsidentenwahl geschaffen, um Millionen
Afrikanern, die als Sklaven in die Vereinigten Staaten verschleppt worden
waren, die Teilnahme am demokratischen Prozess zu verweigern und die
Hegemonie der südlichen Sklavenhalterstaaten der USA zu sichern.

Im Jahr 1787 hatten zwei entscheidende Schritte der selbsternannten Herren
der Neuen Welt das Gesicht der US-Politik für immer geprägt. Zum einen die
Verabschiedung der »Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika« und zum
anderen die damit verbundene Entscheidung, den Präsidenten von einem
Wahlmännerkollegium bestimmen zu lassen. Man dachte nämlich, der
Durchschnittsbürger sei nicht genug »gebildet«, um einen Präsidenten zu
wählen. Eine direkte Wahl des Präsidenten durch das Volk hielten die Oberen
in den dünner besiedelten Südstaaten für zu leichtsinnig, weil den
bevölkerungsreichen Gebieten des Nordens damit ein zu starkes Stimmrecht
verliehen würde. Bedeutet das nicht in der Konsequenz, dass das heute aus
538 Wahlleuten bestehende Electoral College im Grunde genommen unrechtmäßig
ist? Es sollte sofort abgeschafft werden!

Kehren wir zum Ausgangspunkt zurück: In der Ausgabe der New York Times vom
9. September 2018 wurde berichtet, Gesandte von Trump hätten sich heimlich
mit Offizieren des venezolanischen Militärs getroffen, um darüber zu
beraten, wie sie einen Putsch gegen Präsident Maduro unterstützen könnten.

Im Verlauf eines Großteils des 19. und 20. Jahrhunderts waren es die USA,
die darüber entschieden, wer in den Ländern Lateinamerikas regieren sollte.
Grundlage war die sogenannte Monroe-Doktrin, benannt nach dem damaligen
US-Präsidenten James Monroe (1817-1825), der in einer Rede vor dem Kongress
am 2. Dezember 1823 seine außenpolitischen Leitlinien dargelegt hatte. Die
Monroe-Doktrin postulierte - vor allem auch gegenüber den europäischen
Konkurrenten - den alleinigen Herrschaftsanspruch der USA auf dem
amerikanischen Kontinent. Sie war so unsinnig wie sie gefährlich war.

Wenn nicht alles täuscht, kehrt Monroe jetzt zurück. Was für eine Schande!


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 23 vom 28. Januar 2019
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AUSSICHTEN/8539: Und morgen, den 4. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.02.2019 bis zum 05.02.2019 +++






[image: Jean-Luc 8539 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Dunkel wird es,

Wolken kommen,

Jean-Luc lacht kess,

träumt verschwommen.
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MARKT/189: Unfaire Handelspraktiken sollen verboten werden (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 426 - November 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Unfaire Handelspraktiken sollen verboten werden

Auch die Tierschutzprogramme des Handels könnten betroffen sein

von Marcus Nürnberger



Die immer weiter fortschreitende Konzentration einzelner Unternehmen
innerhalb der Handelskette von Lebensmitteln und deren daraus
resultierende Marktmacht wird schon seit vielen Jahren immer wieder
kritisiert. Auch EU-Kommissar Phil Hogan sieht diese Bedrohung eines
fairen Wettbewerbs. 2014 sagte er im EU-Agrarausschuss: "Die schnelle
Konzentration bei Handel und Verarbeitern hat für viele Landwirte zu
einer ungleichen Verhandlungsposition geführt." Im Frühjahr dieses
Jahres hat die Generaldirektion Landwirtschaft nun einen Vorschlag
gemacht, obwohl Handelsfragen in der EU eigentlich in die Kompetenz
der Generaldirektionen Binnenmarkt und Wettbewerb fallen würden.

Klare Regeln

In dem neuen Gesetz soll u. a. eine zeitnahe Bezahlung von leicht
verderblichen Waren geregelt werden. Ebenso ein Verbot kurzfristiger
Stornierung, die es dem Anbieter von verderblicher Ware unmöglich
macht, andere Abnehmer zu finden. Auch sollen einseitige Änderungen
der Lieferbedingungen - die Häufigkeit, den Zeitpunkt, Umfang und
Qualität betreffend - untersagt werden. Zulasten des Lieferanten
gehende Klauseln, die diesen zur Übernahme der Kosten für verdorbene
Ware verpflichten, und die Praktik, dass der Handel sich eine Listung
neuer Produkte durch sogenannte Listungsgebühren bezahlen lässt,
sollen ebenso untersagt werden wie die Praxis, den Lieferanten die
Produktwerbung des Verkäufers bezahlen zu lassen.

Nur gesetzliche Standards

Im weiteren Abstimmungsprozess zwischen Kommission, Agrarministerrat
und EU-Parlament wurden vor allem im Agrarausschuss des Parlaments
Anfang Oktober zahlreiche Änderungsanträge gestellt. Dabei wurde einem
von deutschen Parlamentariern der CDU eingebrachten Änderungsantrag
zugestimmt, der auch Vorgaben zu Tierschutz- und Umweltfragen als
unfaire Handelspraktiken betrachtet. Hiervon betroffen wären dann
eventuell auch die vom LEH in den vergangenen Jahren eingeführten
Tierwohlprogramme. Denn die Parlamentarier fordern, dass der Handel
keine zusätzlichen Qualitätskriterien von Lieferanten verlangen darf,
die über gesetzliche Bestimmungen hinausgehen. Nur wenige Tage später
forderte Kaufland in einer Pressemitteilung Tier- und
Umweltschutzorganisationen auf, "gemeinsam mit uns diese bewusste
Entscheidung gegen den Tierschutz zu verhindern". Eine ungewöhnliche
Allianz sollte da entstehen. "Mit diesem EU-Verbot sollen kleine
landwirtschaftliche Betriebe geschützt werden. Aber das Gegenteil ist
der Fall: Es nimmt gerade kleinen und mittelständischen Betrieben die
Möglichkeit, rentable Nischen zu entwickeln und sich im Wettbewerb zu
behaupten", argumentiert Kaufland weiter. Die verstärkte Lobbyarbeit
der Tier- und Umweltschutzverbände zeigt, dass die Initiative offenbar
Erfolg hatte.

Augenwischerei?

Ob die Zielrichtung wirklich der Schutz kleiner Betriebe ist, darf
bezweifelt werden. Vielmehr könnte den großen Handelsunternehmen auch
daran gelegen sein, die Gesetzesinitiative als Ganzes zu kippen. Denn
der Zeitplan ist denkbar eng. Eine Entscheidung muss noch vor den
Parlamentswahlen im Mai kommenden Jahres fallen. Neben einer möglichen
Plenarabstimmung im Parlament muss die Abstimmung innerhalb des
Trilogs zwischen Kommission, Agrarrat und Parlament stattfinden. Hier
jedoch, so zeigen erste öffentliche Stellungnahmen, wird die
eingebrachte Erweiterung auf Tierschutz- und Umweltstandards kritisch
gesehen. Selbst der Berichterstatter des Agrarausschusses, der
italienische Sozialdemokrat Polo De Castro, hat eine Kehrtwende
hingelegt. Obwohl er im Agrarausschuss für die Vorschläge der CDU
stimmte, erklärte er danach unter dem Druck der Umweltorganisationen
in einer Pressemitteilung, diese im Trilog nicht verteidigen zu
wollen. Die EU-Abgeordnete Maria Heubuch, die den Gesetzesvorschlag
für die Fraktion der Grünen verfolgt, erklärt: "Die konservativen
Kräfte im EU-Parlament sperren sich traditionell gegen jede Anhebung
von gesetzlichen Tier- und Umweltstandards. Nun wollen sie auch höhere
private Standards verbieten. Aber es gibt genug Beispiele dafür, dass
der Handel oft weitaus rascher auf die Bedürfnisse und Forderungen der
Bürgerinnen und Bürger eingeht als die Politik. Gentechnikfreie Milch
z. B. gäbe es nicht ohne die Initiative der Supermärkte. Wenn nun
weder die gesetzlichen noch die privaten Standards angehoben werden
dürfen, dann werden notwendige Verbesserungen komplett ausgebremst.
Prinzipiell begrüße ich höhere Standards im Tier- und Umweltschutz.
Uns Grünen ist dabei allerdings eines wichtig: Der Mehraufwand muss
den Bäuerinnen und Bauern fair bezahlt werden."
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AUSLAND/8966: Aus aller Welt - 03.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zweites Gipfeltreffen zwischen Trump und Kim

Im Februar werden US-Präsident Donald Trump und Nordkoreas Staatschef
Kim Jong Un ein zweites Mal zusammentreffen. Der Gipfel werde
vermutlich am Monatsende in Vietnam oder Thailand stattfinden, teilte
Trump dem Fernsehsender CBS mit. Weitere Details nannte er nicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8966: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schlägerei in Stuttgart

Eine Schlägerei zwischen Jugendlichen in der Innenstadt von Stuttgart
hielt in der Nacht zum Sonntag die Polizei in Atem. Laut
Behördenangaben waren etwa 20 Personen an der Prügelei beteiligt. Der
Hintergrund der Auseinandersetzungen war zunächst unklar. Die Polizei
war mit 17 Streifenwagen vor Ort.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8963: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Senat will Truppenrückzug aus Syrien und Afghanistan verhindern

Der US-Senat blockiert den von US-Präsident Trump angekündigten
Truppenrückzug aus Afghanistan und Syrien. Einer Zweidrittelmehrheit
der Senatoren votierte für eine Gesetzesinitiative, die sich gegen
einen Rückzug von US-Truppen aus den beiden Bürgerkriegsländern
wendet. Die Initiative wurde vom Mehrheitsführer im Senat, dem
republikanischen Politiker Mitch McConnell, eingebracht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8965: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Söder will Regierungsmaßnahmen prüfen

CSU-Chef Markus Söder sprach sich dafür aus, alle weiteren Projekte
der großen Koalition darauf zu prüfen, ob sie Unternehmen belasten
und ob sie Arbeitsplätze kosten. Zudem forderte der bayerische
Ministerpräsident Steuerentlastungen für Unternehmen.

3. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8964: Tragisches und Kurioses - 03.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Deutsches Weltkriegs-Geschoß in Hongkonger Firma gefunden

In der Fabrik eines Snack-Herstellers in Hongkong haben Mitarbeiter
eine deutsche Granate aus dem Ersten Weltkrieg entdeckt. Das acht
Kilogramm schwere Geschoß wurde von Experten der Polizei unschädlich
gemacht. Offenbar war die Granate mit einer Kartoffelladung aus
Frankreich nach Hongkong gebracht worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8049: Aus Forschung und Technik - 03.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



ISS-Crew setzt Minisatelliten aus

Nach Informationen der russischen Raumfahrtbehörde Roskosmos konnten
fünf Minisatelliten erfolgreich von der Internationalen Raumstation
ISS aus in den Weltraum ausgesetzt werden. Die kleinen Raumkörper
sollen wissenschaftliche und Kommunikationsaufgaben übernehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8062: Aus aller Welt - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Israel baut Grenzanlage am Gazastreifen aus

Nach Angaben des israelischen Verteidigungsministeriums wird die
Grenzanlage um den Gazastreifen um einen sechs Meter hohen Zaun
ergänzt. Dieser wird zunächst dort errichtet, wo bereits eine
unterirdische Mauer den Bau von Tunneln verhindert. Die Grenze zu der
palästinensischen Enklave ist 65 Kilometer lang. Sie schließt rund
zwei Millionen Menschen ein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8021: Medizin und Gesundheitswesen - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Extremsport führt zu Kalkablagerungen in Koronargefäßen

Kaum ein Arzt wird bestreiten, daß Sport die Gesundheit fördert.
Allerdings gehen die Meinungen auseinander, ab welcher Belastung der
positive Effekt in sein Gegenteil umschlägt. Jetzt hat eine
Untersuchung gezeigt, daß extreme Freizeitsportler häufig vermehrt
Kalkablagerungen in den Koronararterien aufweisen. Allerdings, so das
Deutsche Ärzteblatt, hatte das Team um Benjamin Levine vom UT
Southwestern Medical Center in Dallas, das die Daten der 21.758
männlichen Kunden der Cooper Clinic ausgewertet hatte, keinerlei
Hinweise auf eine erhöhte Sterblichkeit gefunden. Warum es bei den
Extremsportlern zu einer vermehrten Ablagerung von Koronarkalk kommt,
ist unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8050: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Sea-Watch 3 durfte Sizilien anlaufen

Die deutsche Hilfsorganisation Sea-Watch hat nicht gegen Gesetze
verstoßen, als sie 47 vor Libyen aufgenommene Migranten mit dem
Rettungsschiff Sea-Watch 3 nach Sizilien brachte. Das teilte die
Staatsanwaltschaft in Catania nach Abschluß ihrer Ermittlungen mit.
Das Schiff hatte nach fast zwei Wochen auf See am vergangenen
Donnerstag in Italien anlegen dürfen, nachdem sich mehrere
europäische Länder zur Aufnahme der geretteten Bootsflüchtlinge
bereiterklärt hatten. Dort untersagte die italienische Küstenwache
zunächst ein erneutes Auslaufen des unter niederländischer Flagge
fahrenden Schiffes mit Hinweisen auf angebliche Verstöße gegen
Sicherheits- und Meeresschutzauflagen. Der italienische Innenminister
Salvini warf der Besatzung unter anderem vor, die an Bord genommenen
Migranten mitten in einem Unwetter nach Italien statt auf kürzerem
Weg nach Tunesien gebracht zu haben. Die zuständigen Ermittler
stellten jedoch fest, daß die Sea-Watch 3 bei gutem Wetter Kurs auf
Lampedusa genommen hatte, während vor der tunesischen Küste ein Tief
aufzog. Außerdem hatten sich die tunesischen Behörden in der
Vergangenheit einem Anlegen von Rettungsschiffen restriktiv
verweigert, so die Staatsanwaltschaft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7973: Sprache, Kunst und Medium - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Frankfurter Filminstitut und -museum strafft sein Erscheinungsbild

Das 1984 eröffnete Frankfurter Filmmuseum faßt seine vielfältigen
Aktivitäten künftig unter der Dachmarke DFF zusammen.

Während bisher längst nicht alle Einrichtungen und Forschungsprojekte
als einem Haus zugehörig wahrgenommen wurden, soll noch in diesem Jahr
alles als Faßbinder-Center zusammengefaßt und teils der Öffentlichkeit
zugänglich gemacht werden. Damit sollen die vielfältigen Aktivitäten
besser sichtbar werden.

Laut Deutschlandfunk Kultur gehören zum Frankfurter Museum, das in
Deutschland nur eins von sieben Filmmuseen ist, diverse Archive,
mehrere digitale Plattformen, ein Kino, Filmfestivals sowie
Forschungseinrichtungen dazu, die sich mit dem Nachlaß von Regisseur
Rainer Werner Faßbinder befassen.

3. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8040: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Republik Mazedonien soll 30. NATO-Mitglied werden

Am kommenden Mittwoch wird die NATO die Aufnahme des künftig Republik
Nordmazedonien genannten Balkanstaats als 30. Mitglied mit der 
Unterzeichnung des Beitrittsprotokolls in die Wege leiten. Das 
kündigte der NATO-Generalsekretär Stoltenberg am Samstag über Twitter 
an. Das ehemals zum blockfreien Jugoslawien gehörende Nordmazedonien 
wird frühestens ab 2020 NATO-Staat sein. In der Vergangenheit hatte 
das NATO-Mitglied Griechenland den Beitritt wegen eines über fast drei 
Jahrzehnte gehenden Namensstreits blockiert. Die griechische Provinz 
Mazedonien grenzt an das Nachbarland. Die Parlamente beider Länder 
hatten dessen Neubenennung im Januar akzeptiert.

3. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8054: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Wirtschaftsminister Altmaier in Ägypten

Bundeswirtschaftsminister Altmaier ist am Samstag in Begleitung einer
Wirtschaftsdelegation und mehrerer Bundestagsabgeordneter für drei
Tage nach Ägypten geflogen. In Kairo sprach der Minister mit
Ministerpräsident Madbouly. Anschließend berichtete Altmaier, er habe
auch die Menschenrechtssituation in Ägypten und dessen
Sicherheitslage angesprochen. Der CDU-Politiker hält es für möglich,
daß die Bemühungen der ägyptischen Regierung um Stabilität im Lande
eine neue Grundlage für die deutsch-ägyptischen Beziehungen bilden
können. Für diesen Montag ist ein Treffen Altmaiers mit Präsident
al-Sisi und mehreren Fachministern vorgesehen. Dabei sollen
wirtschafts- und energiepolitische Abkommen unterzeichnet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8023: Tragisches und Kurioses - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Immer weniger Telefonzellen im öffentlichen Straßenbild

In Deutschland nimmt die Zahl der öffentlichen Fernsprecher Jahr für
Jahr ab. Verantwortlich ist dafür laut der Telekom die Ausbreitung von
Handy und Smartphone. Nach Auskunft der Bundesnetzagentur werden
gegenwärtig bundesweit noch 17.000 öffentliche Telefonkabinen
betrieben. Das sind rund 5000 weniger als Ende 2017.

Nach einem Bericht der Plattform FinanzNachrichten hat sich die
Telekom jährlich jeweils von 2000 bis 5000 Telefonzellen getrennt.
1992 gab es bundesweit noch rund 120.000 Münzfernsprecher.

Während rund um die Bahnhöfe und Flughäfen noch eine große Anzahl von
Telefonzellen anzutreffen ist, sind zumeist ländliche Gemeinden
überdurchschnittlich vom Rückbau betroffen. Als Richtwert für die
unterste Grenze der Rentabilität solcher Fernsprecher gelten
monatliche Einnahmen von 50 Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8051: Arbeit, Soziales und Familie - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesweiter Protest gegen Kohleausstieg erst in 20 Jahren

Im Rahmen der bundesweiten Protestwoche gegen die Langzeitvorschläge
der sogenannten Kohlekommission zum Ausstieg aus der Kohleverstromung
hat am Wochenende eine Reihe von Demonstrationen und Protestaktionen
stattgefunden. In Leipzig demonstrierten am Samstag nach Angaben der
Veranstalter mehr als 2000 Menschen, die die sofortige Einstellung
des Braunkohleabbaus und den Erhalt der davon bedrohten Dörfer im
Landkreis forderten. Zu der Kundgebung in der Innenstadt hatten das
Bündnis "Ende Gelände" und andere Umweltschutzgruppen aufgerufen.

In Karlsruhe blockierten rund 150 Kohlegegner von "Ende Gelände" am
selben Tag die Zufahrt zum EnBW-Dampfkraftwerk und drangen zum Teil
auf das Betriebsgelände im Rheinhafen vor. Dort bestiegen sie ein
Kohletransportschiff, Förderbänder, einen Ladekran und einen Bagger.
Die nicht angemeldete Demonstration ging am Nachmittag in eine
angemeldete Kundgebung über.

In Kiel hatte die Campus-Sparte des BUND unter dem Motto "Climate
action now" zum Protest gegen den sich möglicherweise zwanzig Jahre
hinziehenden Kohleausstieg aufgerufen. Rund 150 Demonstranten
beteiligten sich an der Kundgebung.

Bereits am Freitag hatten Aktivisten und Aktivistinnen stundenlang
die Invalidenstraße vor dem Bundeswirtschaftsministerium blockiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8032: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Kälte in Europa nur ein kurzes Intermezzo

Es wird noch einmal kalt. Nach den heftigen Schneefällen in Bayern
und Österreich bahnt eine neue Kältewelle sich ihren Weg durch
Europa. Besonders betroffen sollen Iren und Briten sein. Aber auch
Deutschland wird die Kälte aus dem Nordosten erfassen. So soll die
Schneefallgrenze bis in tiefe Lagen hinein sinken. In Frankreichs
Alpen gilt die dritthöchste Lawinenwarnstufe (orange). Trotz allem
soll der Wintereinbruch nur ein kurzes Intermezzo sein. Mit den
Temperaturen des Polarwirbels wird die gegenwärtige Kältewelle auf
jeden Fall nicht vergleichbar sein, die derzeit im Mittleren Westen
der USA für rekordverdächtige Minusgrade sorgt.

3. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8039: Märkte und Finanzen - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



3,4 Millionen Mehrfachbeschäftigte in Deutschland

Mitte letzten Jahres gingen in Deutschland 3,4 Millionen Menschen
mindestens zwei Erwerbstätigkeiten gleichzeitig nach. Vor 15 Jahren
betraf dies nur 1,4 Millionen. 2,9 Millionen Mehrfachbeschäftigte
kombinierten 2018 eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung
mit mindestens einem Minijob. Bei 28,5 Prozent der Zweitjobs ging es
um Dienstleistungen. Das geht aus der Antwort der Bundesagentur für
Arbeit auf eine Anfrage der Bundestagsabgeordneten Sabine Zimmermann
(Die Linke) hervor. Sie ist arbeitsmarktpolitische Sprecherin ihrer
Fraktion.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8055: Aus Forschung und Technik - 03.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Smartphone mit 18.000 mAh Akku angekündigt

Selten war der Mobile World Congress, der vom 25. bis 28. Februar in
Barcelona stattfindet, mit soviel Spannung erwartet worden wie in
diesem Jahr. Unter anderem wollen die beiden Hightech-Giganten Huawei
und Samsung auf ihm die ersten faltbaren Smartphones der Extraklasse
vorstellen. Auch soll auf ihm das letzte Geheimnis um das Galaxy S10
gelüftet werden, auf das zumindest viele Android-Fans bereits warten.
Und nicht nur das: Laut golem.de will der Smartphone-Hersteller
Avenir Telekom dort das neue Smartphone seiner Marke Energizer der
Öffentlichkeit präsentieren. Das Besondere an dem Gerät: mit 18.000
mAh verfügt es über einen gewaltigen Akku. Allerdings melden Experten
Zweifel an, daß in naher Zukunft Smartphones mit extrem langer
Nutzungszeit verbreitet werden. Schließlich hatte der Hersteller
bereits zum Mobile World Congress 2018 mit dem P16K ein ähnliches,
letztlich nie erschienenes Modell präsentiert. Damals sollte der Akku
16.000 mAh umfassen. Ende des Monats wird sich zeigen, ob auch
diesmal das Gerät nur auf dem Papier besteht.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1814: Regierungspressekonferenz vom 30. Januar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Mittwoch, 30. Januar 2019

Regierungspressekonferenz vom 30. Januar 2019

Themen: Termin der Bundeskanzlerin (Übergabe des Abschlussberichts
der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"),
Kabinettssitzung (Jahreswirtschaftsbericht 2019, Verbesserung der
Registrierung und des Datenaustauschs zu aufenthalts- und asylrechtlichen
Zwecken, Sicherheit in der Arzneimittelversorgung, BAföG-Reform,
Unterzeichnung des Protokolls zum Nato-Beitritt der Republik
Nordmazedonien), möglicher Ausschluss des chinesischen Netzwerkausrüsters
Huawei vom Ausbau der 5G-Infrastruktur in Deutschland, Brexit, Vorstellung
der Pläne von CDU und SPD zu Ostdeutschland, Schäden an Flugzeugen der
Flugbereitschaft der Luftwaffe, AnKER-Zentren, mögliche Rückkehr von
IS-Mitgliedern und deren Angehörigen aus Nordsyrien nach Deutschland,
Rettung und Aufnahme von im Mittelmeer in Seenot geratenen Flüchtlingen,
Situation in Venezuela, Krankenkassenbeiträge von Betriebsrentnern, Forum
Recht
 

Sprecher: StS Seibert, Schmidt (BMI), Breul (AA), Alemany (BMWi),
Buser (BMVI), Flosdorff (BMVg), Berve-Schucht (BMG), Schneider (BMAS),
Kolberg (BMF), Kall (BMJV)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Ich möchte Ihnen einen Termin für den morgigen Tag, den 31.
Januar, ankündigen. Wir hatten hier ja schon darüber gesprochen, dass sich
die Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" auf einen
Abschlussbericht geeinigt hat. Dieser Abschlussbericht wird nun morgen um
18 Uhr im Kanzleramt der Bundeskanzlerin übergeben. Neben der
Bundeskanzlerin nehmen von Regierungsseite auch die Minister Altmaier,
Schulze, Heil, Scholz und Seehofer teil. Es ist ein presseöffentlicher
Fototermin. Statements sind nicht vorgesehen.

Im Anschluss an diese Übergabe findet ein Gespräch statt, an dem neben den
Vorsitzenden der Kommission und den genannten auch die Ministerpräsidenten
der hauptsächlich betroffenen Länder teilnehmen, also Nordrhein-Westfalen,
Sachsen-Anhalt, Sachsen und Brandenburg.

Dann gehe ich gleich zum Kabinett über.

Manches haben Sie schon von den Ministern und Ministerinnen ausführlich
vorgestellt bekommen, so zum Beispiel den Jahreswirtschaftsbericht 2019,
den der Wirtschaftsminister Ihnen hier erläutert hat. Deswegen mache ich es
ganz kurz: Die deutsche Wirtschaft wächst auch in diesem Jahr - das zehnte
Jahr in Folge -, wenn auch etwas langsamer. Für das laufende Jahr rechnet
die Bundesregierung mit einem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von einem
Prozent.

Die Binnenwirtschaft bleibt eine wichtige Stütze unserer Konjunktur,
gestützt ihrerseits durch steigende Löhne und Beschäftigung sowie durch die
Investitionen der Unternehmen. Erhöht haben sich die Risiken im
außenwirtschaftlichen Umfeld. Die öffentlichen Finanzen haben sich in den
letzten Jahren stetig verbessert. In diesem Jahr, 2019, wird Deutschland
die europäische Schuldenobergrenze von 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
zum ersten Mal seit 2002 wieder unterschreiten.

Vielleicht noch ein Wort zum Arbeitsmarkt, auf dem sich die gute
gesamtwirtschaftliche Lage ganz besonders zeigt: Wir haben im vergangenen
Jahr, 2018, mit einer Arbeitslosenquote von 5,2 Prozent den niedrigsten
Stand seit der Wiedervereinigung erreicht. In 2019 - so die Vorhersage -
wird diese Quote voraussichtlich auf 4,9 Prozent sinken. Wir erwarten, dass
die Zahl der Beschäftigten auf 45,2 Millionen weiter steigt.

Der Bundesinnenminister hat den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Verbesserung der Registrierung und des Datenaustauschs zu aufenthalts- und
asylrechtlichen Zwecken im Kabinett eingebracht und es ist dort beschlossen
worden. Es geht ganz konkret um die Nutzungsmöglichkeiten des
Ausländerzentralregisters. Diese Nutzungsmöglichkeiten werden
weiterentwickelt, damit wir die Aufgaben, die nach der Verteilung von Asyl-
und Schutzsuchenden auf die Länder und Kommunen bestehen, wirksamer
organisieren können. Es werden außerdem noch Maßnahmen zur Erhöhung der
Sicherheit und zur besseren Steuerung der freiwilligen Ausreise und
Rückführung umgesetzt, und der Gesetzentwurf enthält auch Regelungen zur
Verbesserung der Registrierung von unbegleiteten minderjährigen Ausländern.
Das Gesetzesvorhaben setzt eine entsprechende Vereinbarung aus dem
Koalitionsvertrag um.

Ein Thema des Gesundheitsministeriums hat dann das Kabinett beschäftigt -
es geht um mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung. Leider gelangen
ja gelegentlich verunreinigte oder gefälschte Medikamente auf den Markt.
Daher hat das Kabinett den Entwurf eines Gesetzes beschlossen, das die
Versorgung von Patienten mit Arzneimitteln sicherer macht, und zwar durch
ein ganzes Bündel von Maßnahmen. Beispielsweise können die
Zulassungsbehörden demnächst leichter Arzneimittel und Medikamente
zurückrufen und auch die Länder bei Inspektionen von Herstellern im Ausland
unterstützen. Wenn Versorgungsmängel drohen, können die Behörden damit
zeitnah und länderübergreifend tätig werden. Wenn sich ein Medikament als
mangelhaft herausstellt und dann ersatzweise ein anderes verordnet werden
muss, dann sind die gesetzlich Versicherten künftig von der Zuzahlung
befreit, und auch die Krankenkassen werden für mangelhafte Arzneimittel
künftig nicht mehr zahlen. Es gibt noch ein paar weitere Regelungen in
diesem Gesetzentwurf. Ich will insbesondere die Einführung des
elektronischen Rezepts mit Mitte 2020 nennen.

Der nächste Punkt im Kabinett war das 26. Gesetz zur Änderung des
Ausbildungsförderungsgesetzes, jedem als BAföG bekannt. Um es ganz kurz zu
machen: Schüler und Studenten sollen ab Herbst deutlich mehr BAföG
bekommen. Wichtig ist aber auch, dass wir einem Trend der letzten Jahre
entgegenwirken wollen: In den letzten Jahren ist aufgrund der positiven
Wirtschaftsentwicklung und der positiven Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
die Zahl der BAföG-Geförderten zurückgegangen, und diesen Trend wollen wir
umkehren. Mit der Reform möchte die Bundesregierung bis 2021 diese
Trendumkehr erreichen, also die Zahl der BAföG-Berechtigten wieder erhöhen.
Wir wollen mit der Reform die Chancengerechtigkeit beim Zugang zu
qualifizierter Ausbildung erhöhen, und wir wollen zur Ausbildung ermutigen,
um dem Fachkräftemangel zu begegnen.

Insgesamt sind in dieser Wahlperiode 1,233 Milliarden Euro vorgesehen. Ich
will Ihnen auch ganz kurz die Zahlen nennen: Die Bedarfssätze steigen in
zwei Stufen, nämlich zum Schuljahres- beziehungsweise Wintersemesterbeginn
2019 und 2020. Der Wohnzuschlag wird auch erhöht. Das heißt, der
Förderhöchstbetrag steigt von jetzt 735 Euro auf 861 Euro in 2020. Die
Zuschläge zur Kranken- und Pflegeversicherung für Geförderte werden
ebenfalls angehoben. Damit wir das erreichen, was ich beschrieben habe -
also die Trendumkehr und somit wieder eine höhere Zahl von
Förderberechtigten -, soll der Freibetrag für das Elterneinkommen angehoben
werden. Er wird bis 2021 in drei Stufen um insgesamt 16 Prozent steigen.
Außerdem gibt es Erleichterungen bei der Rückzahlung des BAföG-Darlehens.
Der Angst vor der Verschuldung soll damit ein wenig entgegengewirkt werden.

Letzter Punkt des Kabinetts: Die Zustimmung zur Unterzeichnung des
Protokolls zum Nordatlantikvertrag über den Beitritt der Republik
Nordmazedonien. Das Bundeskabinett hat der Unterzeichnung dieses Protokolls
zugestimmt. Wir sind davon überzeugt: Der Nato-Beitritt Nordmazedoniens
wird ein Beitrag zur Sicherheit und zur Stabilität nicht nur im
euroatlantischen Raum leisten und wird nicht nur die transatlantische
Gemeinschaft stärken, sondern er wird auch ein wichtiger Impuls für die
weitere Stabilisierung des westlichen Balkans sein. Das ist also eine
wirklich gute Nachricht für Europa und für das transatlantische Bündnis.

Wie Sie wissen, war die Voraussetzung für diese nun anstehende 
Nato-Mitgliedschaft Nordmazedoniens, dass der lange, lange Namensstreit mit
Griechenland gelöst werden könnte. Im Juni des vergangenen Jahres haben die
beiden Regierungen in Skopje und Athen das sogenannte Prespa-Abkommen
geschlossen, um diese Namensfrage zu klären. Das ist ein historisches
Abkommen, in dem Skopje und Athen Geschichte geschrieben haben und einen,
wie gesagt, über 25 Jahre währenden Streit beigelegt haben. Die Nato-Staats-
 und -Regierungschefs haben sich im Juli 2018 infolge dieses Abkommens
darauf geeinigt, die Einladung zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit
der Regierung in Skopje auszusprechen - vorbehaltlich der innerstaatlichen
Umsetzung dieses Abkommens, und die ist nun durch eine Parlamentsabstimmung
in Skopje am 11. Januar und eine Parlamentsabstimmung in Athen am 25.
Januar erfolgt.

Das wäre es erst einmal.

Frage: Welche Erwartungen hat die Regierung an das morgige Treffen zum
Abschlussbericht der Kohlekommission? Wird es da schon Zusagen an die
Ministerpräsidenten der betroffenen Kohleländer geben? Mit was kann man da
konkret rechnen?

StS Seibert: Ich erlaube mir, noch einmal auf das zurückzugehen, was ich
hier am Montag zu diesem Thema gesagt habe: Wir werden nun erst einmal den
Bericht der Kommission im Detail und sorgfältig auswerten und prüfen, und
dann werden die zuständigen Ressorts schon im Februar erste Bewertungen
vornehmen. Im Anschluss wird es dann durch die Bundesregierung Gespräche
mit den betroffenen Ländern und den betroffenen Energieunternehmen geben.
Damit bereiten wir dann die erforderlichen Rechtssetzungsmaßnahmen vor. Wir
sind da also in einem Prozess.

Frage: Wenn das alles später noch kommen soll, dann verstehe ich nicht
ganz, was der Sinn dieses Termins, dieses Treffens mit den
Ministerpräsidenten ist? Es gibt ja auch einen Brief der
Ministerpräsidenten, in dem sie noch einmal Forderungen stellen. Spielt das
denn gar keine Rolle?

StS Seibert: Ich möchte dem Treffen am morgigen Donnerstag nicht
vorgreifen.

Zusatz: Ich wollte nur wissen, warum man sich trifft.

StS Seibert: Weil ein Abschlussbericht zu einem energiepolitisch,
klimapolitisch und strukturpolitisch immens wichtigen Thema vorliegt. Da
müssen in den nächsten Wochen und Monaten viele, viele Weichen gestellt
werden. Der Austausch mit den Betroffenen - in diesem Fall mit den
betroffenen Ländern - kann doch nur sinnvoll sein.

Frage : Ist das nicht nur ein Fototermin, bei dem der Bericht an die
Kanzlerin übergeben wird?

StS Seibert: Es ist so, wie ich es gesagt habe: Die Übergabe des Berichts
ist ein Fototermin. Danach gibt es ein Gespräch.

Frage (zum Datenaustauschverbesserungsgesetz): Herr Schmidt, warum sollen
jetzt schon Kindern ab sechs Jahren Fingerabdrücke abgenommen werden? Was
soll das verbessern?

Schmidt: Das soll einfach die Erfassung der Kinder verbessern, und zwar
ganz grundsätzlich die sichere Erfassung und Identifizierung der Kinder.
Wie Sie wissen, haben wir hier in der Vergangenheit mehrfach zu Zahlen von
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen und auch vermissten unbegleiteten
minderjährigen Flüchtlingen berichtet und mussten dabei jeweils darauf
hinweisen, dass die Zahlengrundlage, die wir für unsere Analyse der
Situation heranziehen, leider sehr unsicher ist, weil wir bisher
schlichtweg nicht richtig erfassen konnten. Das soll mit dieser
Altersabsenkung verbessert werden, um eben sicherzustellen, dass wir in
Zukunft besser um die Situation Jugendlicher und Kinder wissen, die sich im
Status der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge befinden.

Zusatzfrage : Ist das mit dem Grundgesetz vereinbar? Dürften deutschen
Kindern also auch die Fingerabdrücke abgenommen werden, oder gilt das nur
für Kinder von Geflüchteten?

Schmidt: Eine verfassungsrechtliche Problematik erkennen wir dort nicht,
sonst hätten wir einen solchen Vorschlag nicht gemacht. Ganz generell ist
darauf hinzuweisen, dass dem eine europarechtliche Regelung zugrunde liegt,
die hier für Deutschland dann auch national umgesetzt wird.

Frage: Das ist ja kein neuer Vorschlag, vielmehr hatte auch der Vorgänger
von Herrn Seehofer, Herr de Maizière, diesen Vorschlag schon vorgelegt, und
er wurde dann nicht umgesetzt. Was macht Sie so zuversichtlich, dass er nun
doch umgesetzt werden kann?

Schmidt: Wir wollen mit dieser Absenkung des Alters die besondere
Schutzbedürftigkeit anerkennen und dieser Rechnung tragen, um sie eben auch
in den Vermisstenfällen eindeutig zuordnen zu können. Ich glaube, da ist
einfach erkannt worden, dass dieser Bedarf besteht und dass es vernünftige
Gründe gibt, solch eine Absenkung jetzt durchzuführen.

Zusatzfrage: Herr Schmidt, dieses Gesetz soll ja auch eine Maßnahme gegen
Mehrfachidentitäten sein. Können Sie da einmal ein paar Fakten nennen? Ist
dieses Thema noch ein nennenswertes Phänomen? Wie häufig tritt das noch
auf, welche Erkenntnisse hat das BMI oder das BAMF diesbezüglich?

Schmidt: Ich habe Ihnen hier keine konkreten Zahlen mitgebracht
beziehungsweise kann Ihnen im Moment keine konkreten Zahlen zu diesen
Mehrfachidentitäten nennen. Insgesamt ist es aber so, dass das
Gesetzespaket zur Erhöhung der Sicherheit der Identifizierung beitragen
soll; das ist also durchaus ein erklärtes Ziel. Ob und inwieweit dieses
Gesetz dann wirkt, wird man dann am Ende beurteilen müssen. Die Maßnahmen,
die jetzt vorgeschlagen werden, sollen konkret dazu führen, dass
Identifizierungsmöglichkeiten verbessert werden.

Frage: Herr Schmidt, da Sie sagten, die Absenkung des Alters bei der
Erfassung von Fingerabdrücken verfolge auch eine Schutzbedürftigkeit: Man
muss doch auch davon ausgehen, dass das bisherige Grenzalter von 14 auch
Ausdruck einer Schutzbedürftigkeit war, sonst hätte man es ja nicht
eingeführt. Welche beiden Schutzbedürftigkeiten stehen hier gegeneinander,
und warum hat sich jetzt die eine Auffassung von Schutzbedürftigkeit gegen
die andere, die bis dahin gegolten hatte, durchgesetzt?

Schmidt: Sicherlich gibt es da, wenn Sie so wollen, einen Widerstreit
zwischen der Schutzbedürftigkeit eines Jugendlichen einerseits und dem
Schutzgut seiner persönlichen Integrität und seiner Sicherheit
andererseits. In diesem Fall haben wir eben leider immer wieder
Anhaltspunkte dafür finden müssen, dass Jugendliche eventuell Opfer von
Straftaten geworden sind, wenn sie sich in diesem unschönen Status der
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge befunden haben und wir hier in der
Bundesrepublik nicht sicher sagen konnten, wo sie sich aufhalten und unter
wessen jugendamtlicher Führung und Aufsicht sie zu dem Zeitpunkt standen.
Da haben wir also einen Bedarf erkannt, das in Zukunft zu verbessern, und
das soll damit umgesetzt werden. Dass demgegenüber natürlich die
Schutzbedürftigkeit der Jugendlichen und ihrer Identität zu berücksichtigen
ist, steht außer Frage, und das soll eben mit der konkreten Ausgestaltung
dieser Regelung auch gewährleistet werden.

Zusatzfrage: Befürchten Sie nicht, dass, wenn man Kinder zwischen sechs und
14 Jahren so behandelt, wie man es landläufig häufig auch mit Kriminalität
oder auch Kriminalitätsverdacht in Verbindung bringt, dies einem Gefühl der
Kriminalisierung Vorschub leisten kann, was dann möglicherweise - 
"self-fulfilling prophecy" - genau in die Richtung führt?

Schmidt: Da würde ich Sie schon bitten, zu unterscheiden: Umgangssprachlich
oder normalerweise würde man eine erkennungsdienstliche Behandlung mit
einer polizeilichen Maßnahme in Zusammenhang bringen, das ist völlig
richtig. Bei der Umsetzung dieser Regelung, die wir jetzt anstreben, bleibt
aus unserer Sicht allerdings ganz klar das Primat der Kinder- und
Jugendhilfe unberührt. Das heißt, bei diesen erkennungsdienstlichen
Behandlungen von Minderjährigen muss die Anwesenheit einer
vertretungsberechtigten Begleitperson sichergestellt sein, das Verfahren
wird erklärt, das Verfahren wird begleitet. Da wird niemand wie ein
Verbrecher behandelt. Es ist also ganz klar auch Ziel dieser Regelung, das
in einer kindgerechten Art und Weise, unter Achtung der Interessen des
Kindes und - durch eine entsprechende Regelung des Sozialgesetzbuches - im
Einklang mit der UN-Kinderrechtskommission umzusetzen. Die
Verhältnismäßigkeit und das Kindeswohlprinzip erfordern natürlich auch eine
Durchführung durch entsprechend geschultes Personal. Auch das ist erklärtes
Ziel und wird umgesetzt.

Frage : Ich habe dazu noch eine Lernfrage: Warum sind Fünfjährige nicht
besonders schutzbedürftig?

Schmidt: Für so kleine Kinder gilt natürlich auch eine besondere
Schutzbedürftigkeit, gar keine Frage. Allerdings sehen wir eben, dass die
Kinder in diesem Alter eindeutig einer Betreuung zuzuordnen sind. Das
heißt, es gibt unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, die sich sozusagen
selbstständig in der Bundesrepublik bewegen und sich dann vielleicht auch -
weil sie das gerne wollen - dem Jugendamt entziehen. Bei noch jüngeren
Kindern findet das in der Regel nicht statt.

Zusatzfrage : Haben Sie denn Zahlen, wie viele Sechsjährige in den letzten
Jahren in Deutschland ohne Betreuung waren?

Schmidt: Wie schon gesagt: Hintergrund dieser Regelung ist auch, dass wir
in Zukunft bessere Zahlen liefern wollen. Ich kann nur noch einmal
wiederholen: Sie wissen, dass unsere Aussagen zu diesen Zahlen bisher immer
mit Unsicherheit verbunden waren. Das soll damit ja gerade verbessert
werden.

Zusatzfrage : Hatten Sie eine Dunkelziffer, die Sie dazu gebracht hat,
dieses Gesetz jetzt einzubringen?

Schmidt: Eine Dunkelziffer ist naturgemäß eben eine, die nicht so richtig
benannt werden kann. Ich meine, die letzte Zahl, die wir hatten, war, dass
es etwas über 3000 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt, davon etwa
890, wenn ich mich richtig erinnere, unter 14 Jahren. Das sind Zahlen,
denen wir sicherer nachgehen wollen und denen hier auch entgegengewirkt
werden soll.

Frage : Erstens. Herr Seibert, wann erwartet die Bundesregierung die
Aufnahme Nordmazedoniens in die Nato?

Zweitens. Wie schnell rechnen Sie mit der Aufnahme von
Beitrittsverhandlungen zwischen der EU und Nordmazedonien?

StS Seibert: Das Bundeskabinett hat ja heute der Unterzeichnung des
Protokolls zum Nato-Beitritt von Nordmazedonien zugestimmt, aber dieses
Beitrittsprotokoll muss nun noch unterzeichnet werden. Das wird nach meinen
Informationen im Februar in Brüssel durch die ständigen Vertreter der 
Nato-Mitgliedstaaten getan werden. Für uns wird das unser Botschafter Lucas tun.
Der Beitritt wird dann wirksam, sobald alle Nato-Mitgliedstaaten ihrerseits
die Ratifikation des Beitrittsprotokolls angezeigt haben. In Deutschland
ist dafür ein Vertragsgesetz notwendig. Wir werden uns als Bundesregierung
dafür einsetzen, dass dieses Vertragsgesetz dann schnell angenommen wird.
Ab dem Moment, in dem das Beitrittsprotokoll in Brüssel unterzeichnet
worden ist, genießt Nordmazedonien Beobachterstatus im Bündnis.

Zusatz : Der zweite Teil betraf ja die Aufnahmeverhandlungen mit der EU.

StS Seibert: Das ist ja unabhängig von einem Beitritt Nordmazedoniens zur
Nato. Für Nordmazedonien besteht wie für alle Länder des westlichen Balkans
die europäische Perspektive. Das heißt, sie haben die Zusage, der EU
beitreten zu können, sobald alle Voraussetzungen dafür erfüllt sind. Der
Europäische Rat wird frühestens im Juni dieses Jahres entscheiden, ob mit
Nordmazedonien EU-Beitrittsverhandlungen aufgenommen werden, und die
Voraussetzung für eine positive Entscheidung ist natürlich, dass der Rat
dann auch eine hinreichende Erfüllung der Bedingungen feststellt, vor allem
eben auch hinreichende Fortschritte bei greifbaren und nachhaltigen
Reformen, zum Beispiel bei der Bekämpfung der organisierten Kriminalität
oder der Korruption. Der Rat hat im Juni des vergangenen Jahres einstimmig
festgelegt, welche Voraussetzungen im Einzelnen erfüllt sein müssen.

Zusatzfrage : Der Vertrag von Prespa, den Sie angesprochen haben,
verpflichtet Griechenland ja dazu, dass es keine Hindernisse mehr für die
Aufnahme Nordmazedoniens in die EU aufstellt. Die Frage ist nun, ob
Griechenland dann bei den Verhandlungen die Möglichkeit hat, von Kapitel zu
Kapitel zuzustimmen oder abzulehnen, oder wird von vornherein ein Ja von
Griechenland als gegeben betrachtet?

Breul: Die Beitrittsverhandlungen sind ein Prozess. Das kennen Sie von
vielen anderen erfolgreichen Beitritten oder Beitrittskandidaten. Natürlich
kommt es dabei ganz entscheidend darauf an, ob der Beitrittskandidat die
entsprechenden Kriterien, die der Rat vorgegeben hat und die die Kommission
überprüft, erfüllt.

Ich denke, was mit dem Vertrag gemeint ist, ist, dass sozusagen kein
grundsätzlicher griechischer Widerstand gegen den EU-Beitritt mehr besteht.
Das präjudiziert aber sozusagen nicht den Katalog, den Nordmazedonien jetzt
abzuarbeiten hat.

Frage : Wer sind denn aus Sicht der Bundesregierung die nächsten 
Nato-Beitrittskandidaten?

StS Seibert: Dabei geht es nicht um die Sicht der Bundesregierung, sondern
um europäische Beschlüsse, und die werden im Europäischen Rat gefällt
werden.

Zusatzfrage : Aber sind Ihnen aktuell Kandidaten bekannt, also Länder, die
der Nato beitreten möchten und die vielleicht auch einen Antrag gestellt
haben?

StS Seibert: Die grundsätzliche europäische Perspektive, wie ich es
beschrieben habe, besteht für alle Länder des westlichen Balkan. Darüber,
in welcher Schrittfolge und in welchem Tempo das gehen wird, wird dann im
Einzelnen der Europäische Rat nach Überprüfung der individuellen Zustände
und der individuellen Fortschritte in den Ländern entscheiden.

Frage: Mein erstes Thema wäre das deutsch-chinesische Verhältnis. Dazu
hätte ich eine ganz grundlegende Frage an Frau Alemany. Ich würde gerne
ganz grundsätzlich wissen, was das Bundeswirtschaftsministerium gegen
einseitigen Technologietransfer von Deutschland nach China tut.

Die zweite Frage zum deutsch-chinesischen Verhältnis vielleicht direkt
hintendran, und zwar an Herrn Schmidt: Dabei geht es um den Konzern Huawei
und die 5G-Ausschreibungen. Gibt es Überlegungen innerhalb der
Bundesregierung, Huawei von dieser Ausschreibung auszuschließen? Von
welchen Kriterien machen Sie das abhängig?

Alemany: Vielleicht fange ich einmal damit an, etwas zum allgemeinen
Verhältnis zu China zu sagen. Sie wissen ja, dass wir im Rahmen unserer
Regierungskonsultationen offene Punkte gegenüber der chinesischen Regierung
immer auch ansprechen. Der Schutz geistigen Eigentums ist einer davon. Das
ist ein langwieriger Prozess, in dem wir immer darauf drängen, dass wir ein
sogenanntes "level playing field" herstellen, also dass unsere Unternehmen
die gleichen Wettbewerbsbedingungen in China vorfinden, wie sie auch
chinesische Firmen auf dem europäischen Markt vorfinden können.

Insgesamt könnte man solche Themen natürlich im Rahmen der WTO angehen. Wie
Sie wissen, gibt es da einen Streitbeilegungsmechanismus. Wenn es also
Fälle gäbe, die sich herauskristallisieren ließen, dann könnte man das auch
gegenüber der WTO geltend machen.

Schmidt: Ich darf das vielleicht noch ergänzen. Sie wissen, glaube ich,
dass wir uns im Moment intensiv mit der Frage befassen, inwieweit
Sicherheit und Vertraulichkeit der von verschiedenen
Telekommunikationsausrüstern angebotenen Netzwerkkomponenten gerade für den
5G-Bereich weiterhin gewährleistet werden können. Angesichts der Tatsache,
dass die zukünftige 5G-Infrastruktur eben viele gesteigerte und verbesserte
Merkmale aufweisen wird, sind auch die entsprechenden
Sicherheitsüberlegungen anzupassen. Dementsprechend sind auch die
Anforderungen an die Sicherheit und die Vertraulichkeit der 5G-Netze
anzupassen, und die zugrundeliegende Technologie ist danach zu bewerten.

Die Willensbildung hinsichtlich dieses Themas ist aber insgesamt nach wie
vor nicht abgeschlossen. Aktuell beabsichtigen wir, den
Telekommunikationsanbietern in Kürze eine Einschätzung dazu zu geben. Wir
werden hierbei auch die Telekommunikationsanbieter einbeziehen, um ihre
Sichtweise zu prüfen und sie einschätzen zu können. Einen genauen
Zeitpunkt, wann mit Entscheidungen in Bezug auf konkrete
Sicherheitsmaßnahmen zu rechnen ist, kann ich Ihnen jedoch zum jetzigen
Zeitpunkt noch nicht nennen.

Frage : Ich habe zu diesem Thema auch noch einmal eine Frage an Frau
Alemany, nachdem der Bundeswirtschaftsminister eben nicht mehr zu dem Thema
sagen konnte. Ein internes Papier der Telekom besagt oder warnt davor, dass
ein Ausschluss von Huawei dazu führen könnte, dass sich der Ausbau des 
5G-Netzes um mehrere Jahre - zwei Jahre oder so - verzögern könnte. Ist das
eine Sorge, die auch das Wirtschaftsministerium teilt?

Alemany: Das Wirtschaftsministerium wie auch die gesamte Bundesregierung
hat das Ziel, natürlich einen möglichst beschleunigten Ausbau des
Breitbandnetzes und auch des neuen 5G-Netzes für Deutschland zu
gewährleisten. Ich denke, es ist ein Recht der Bürger, dass das schnell und
flächendeckend zur Verfügung steht. Das ist auch wichtig für unsere
Unternehmen und unsere innovativen Fortschritte in unseren Unternehmen,
also auch für die künftige Wettbewerbsfähigkeit unseres
Industriestandortes. Nichtsdestotrotz ist es wichtig, dass die hohen
Sicherheitsanforderungen zum Schutz der Daten gewährleistet werden können.

Zum Vergabeverfahren hat sich der Minister ja vorhin geäußert.

Zusatzfrage : Das war jetzt noch nicht eine Antwort auf meine Frage. Haben
Sie denn die Befürchtung, dass, falls Huawei-Teile, die ja offenbar schon
in dem 4G-Netz verbaut worden sind, jetzt nicht mehr im 5G-Netz verbaut
werden dürften, das Ihrer Meinung nach den Ausbau dieses Netzes verzögern
würde?

Alemany: Das ist die gleiche Frage, also gibt es die gleiche Antwort: Zu
Konjunktiven - dazu, was wäre, wenn es zu einem Ausschluss von Huawei wäre -
 kann ich mich hier nicht äußern. Der Minister hat ja auch von
Wettbewerbern gesprochen. Es gibt ja mehrere auf dem Markt.

Ziel der Bundesregierung ist ein schneller Ausbau. Ich hatte deutlich
gemacht, warum das für die Wirtschaft wichtig ist. Ziel ist aber auch der
hohe Schutz der Daten.

Frage: Es geht um die gleiche Diskussion. Die USA haben Anklage gegen
Huawei erhoben. Das ist eine Frage für Herrn Schmidt: Denken Sie, dass so
ein Prüfungsprozess eventuell auch Huawei als potenziellen Anbieter
beeinflussen würde?

Noch eine weitere Frage: Denken Sie, dass eine 
100-Prozent-Sicherheitsüberprüfung eigentlich möglich ist? Wenn Huawei nämlich zum
Beispiel nicht ein Anbieter für das ganze Netzwerk ist, ist Huawei immer
noch ein Anbieter vieler Einheiten und Teile des ganzen Netzwerks.

Schmidt: Grundsätzlich werden wir bei allen Überlegungen zu Fragen der
Netzsicherheit alle Aspekte berücksichtigen, die im Rahmen einer
verhältnismäßigen Vorgehensweise aus unserer Sicht erforderlich und wichtig
sind. Da, wie gesagt, die Willensbildung hinsichtlich konkreter Maßnahmen
im Moment noch nicht abgeschlossen ist, bitte ich um Ihr Verständnis dafür,
dass ich nicht spekulieren kann, was jetzt einzelne Anbieter oder einzelne
Maßnahmen angeht.

Ganz grundsätzlich lässt sich, glaube ich, noch sagen, dass die Abwägung
zwischen Sicherheit, Verlässlichkeit der Technik, Funktionsfähigkeit der
Technik und einem Angriff auf diese Technik natürlich immer getroffen
werden muss und dass wir hundertprozentige Sicherheit wahrscheinlich nie
wirklich garantieren können. Das wird immer ein Wettlauf zwischen
demjenigen, der Sicherheit in einem Netz garantieren will, und demjenigen,
der eben versucht, in ein solches Netz einzudringen, sein. Wir können nur
versuchen, diese Probleme, die wir dort sehen, ernst zu nehmen und
möglichst große Sicherheit - in Beziehung gesetzt zu dem Aufwand, den wir
dafür betreiben müssen - zu garantieren.

Frage: Mich würde auch einmal die Meinung des Auswärtigen Amtes zu dem
ganzen Komplex interessieren. Mit den Vorfällen in Kanada und den USA wird
das ja jetzt gewissermaßen auch zu einem diplomatischen Belang. Herr Breul,
wie blicken Sie auf diesen Umgang mit einem Unternehmen wie Huawei? Was ist
die Meinung der Bundesregierung dazu?

Breul: Ich weiß nicht genau, ehrlich gesagt, wie ich auf Ihre Frage
antworten soll, weil das ja sozusagen ein Themenkomplex ist, über den es
Gerichtsverhandlungen gibt. Es gibt individuelle Anklagen. Es gibt
Verquickungen mit Fällen, die in anderen Ländern stattfinden. Es ist für
mich also ein bisschen schwierig, das zu kommentieren.

Lassen Sie mich vielleicht nur sagen, dass wir natürlich schon mit Sorge
betrachten, dass es Auseinandersetzungen, die zwischen großen Mächten auf
dieser Welt stattfinden, und Konkurrenzkämpfe gibt, die entstehen. Das
dringt in unterschiedliche gesellschaftliche Bereiche und auch in den
technologischen Bereich vor. In Fachkreisen wird von zwei sich
entwickelnden "Technosphären" gesprochen. All diese Entwicklungen
beobachten wir natürlich mit großer Aufmerksamkeit, und wir betrachten sie
auch ein Stück weit mit Sorge, weil sie nicht dem entsprechen, was wir
gerne als gutes und integratives Modell einer Globalisierung ansehen, an
der alle Marktteilnehmer in der Welt zu gleichen und fairen Bedingungen
teilnehmen können.

Ich weiß nicht, ob Ihnen das als allgemeine Einschätzung reicht. Zu den
individuellen Fällen in China und in Kanada kann ich mich vielleicht noch
auf Rückfrage äußern, aber dazu kann ich hier kein pauschales Urteil
abgeben.

Zusatzfrage: Dann frage ich noch einmal kurz nach, Herr Breul. Es geht
einfach letztlich auch um die Vorwürfe, dass es sich bei diesem Unternehmen
um ein Unternehmen handelt, das auch sehr stark von der chinesischen
Regierung beeinflusst wird und dass da eben grundsätzlich - das betrifft ja
auch das Thema jetzt hier in Deutschland - der Verdacht der Spionage und
politischen Einflussnahme im Raum steht. Das ist ja etwas, das sicherlich
auch vom Auswärtigen Amt bewertet wird.

Breul: Ja. Dazu kann ich vielleicht nur allgemein sagen: Selbstverständlich
ist Huawei ein chinesisches Unternehmen und unterliegt auch der
chinesischen Gesetzgebung. Da gibt es durchaus einige Passagen, die uns mit
Sorge erfüllen. Das betrifft auch die Verpflichtung chinesischer
Unternehmen, mit Nachrichtendiensten zusammenzuarbeiten.

Frage : Herr Breul, Sie haben eben gesagt, dass Sie mit Sorge sehen, dass
so ein Konflikt zwischen zwei Großmächten dann auch in so verschiedene
Bereiche hinein strahlt. Das beinhaltet ja inhaltlich eigentlich doch den
Vorwurf, dass auch die Festnahme der Managerin in Kanada und auch diese
Anklage gegen Huawei jetzt im Grunde politisch motiviert sind, oder?

Breul: Nein. Zu diesen Einzelfällen wollte ich, wie gesagt, keine Bewertung
abgeben. Die Frage Ihrer Kollegin war ja sehr breit angelegt, und ich habe
versucht, eine breit angelegte Einordnung anzubieten, ohne die Einzelfälle
zu kommentieren.

Frage : Mich würde interessieren, ob die Vergabekriterien denn schon
feststehen, also zum Beispiel, dass es eine Abdeckung von 100 Prozent geben
muss.

Alemany: Dazu gibt es ja entsprechende Beschlüsse, aber vielleicht müssten
Sie das zuständige Verkehrsministerium fragen.

Zusatzfrage : Frau Buser?

Buser: Für das Thema 5G-Auktion liegt die Zuständigkeit auch bei der
Bundesnetzagentur.

Zusatzfrage : Ja, aber ist eines der Kriterien, dass es eine Abdeckung von
100 Prozent geben muss?

Buser: Wie gesagt: Der Minister hat sich zu dem Thema relativ häufig
geäußert. Das Ziel ist, eine flächendeckende Abdeckung zu erreichen, sodass
der Ausbau auch stark vorankommt.

Zusatz : Ja, aber ein Ziel ist etwas anderes als ein Kriterium!

Buser: Die Kriterien für die Auktion legt die BNetzA fest.

Frage : Zu unserem Lieblingsthema, dem Brexit: Herr Seibert, die offizielle
Ansage der Bundesregierung und auch der Kanzlerin ist ja immer gewesen, man
werde alles Mögliche tun, um einen No-Deal zu vermeiden. Jetzt hat gestern
Abend ja das britische Unterhaus einen Beschluss gefasst, der das Risiko,
dass es zu einem No-Deal kommt, doch wieder oder noch einmal etwas erhöht
hat. Sieht die Bundeskanzlerin, die ja alles Mögliche unternehmen will, um
genau das zu vermeiden, irgendeine Möglichkeit, dieses Paket jetzt noch
einmal aufzuschnüren oder noch einmal in irgendeiner Form diesen Backstop
nachzuverhandeln, sodass das britische Unterhaus dem zustimmen kann?

StS Seibert: Die Bundesregierung begrüßt, dass sich das britische Unterhaus
dafür ausgesprochen hat, die EU nicht ohne Austrittsabkommen verlassen zu
wollen. Das ist nämlich auch schon lange unsere Überzeugung.

Die Bundesregierung hat zur Kenntnis genommen, dass das britische Unterhaus
mehr Klarheit über das zukünftige Grenzregime zwischen Irland und
Nordirland benötigt. Nun ist es an der Premierministerin, an Theresa May,
EU-Verhandlungsführer Michel Barnier und Kommissionspräsident Jean-Claude
Juncker zu diesem Thema konkrete Erläuterungen zu geben. Die Öffnung des
Austrittsabkommens steht nicht auf der Tagesordnung.

Zusatzfrage : Sie sagen jetzt, Sie begrüßen es, dass das britische
Unterhaus mehr Klarheit haben will, was die irische Backstop-Lösung angeht.
Wie kann denn mehr Klarheit hergestellt werden, wenn man das Abkommen nicht
doch wieder aufschließt? Genau das, diese Backstop-Lösung, ist nämlich ein
wesentlicher Teil des Abkommens.

StS Seibert: Ich will dem, was ich jetzt gesagt habe, nichts hinzufügen.
Ich will nur sagen: Wir begrüßen, dass sich das Unterhaus dafür
ausgesprochen hat, dass Großbritannien die EU nicht ohne Austrittsabkommen
verlassen soll; denn das ist - Sie haben es von uns zigfach gehört - auch
unsere Überzeugung.

Wir nehmen zur Kenntnis, was das britische Unterhaus ebenso in einem
anderen Votum ausgedrückt hat, nämlich dass es mehr Klarheit über das
künftige Grenzregime zwischen der Republik Irland und Nordirland haben
will. Es ist, wie ich gesagt habe, jetzt die Sache der britischen
Premierministerin, dazu dem Verhandlungsführer und dem
Kommissionspräsidenten konkrete Erläuterungen zu geben.

Frage : Je näher wir dem Austrittsdatum kommen, desto mehr liest man ja von
den Notfallvorbereitungen, die von der britischen Regierung für den Fall
eines ungeregelten No-Deal-Brexits unternommen werden. Mich würde
interessieren, ob sich die Bundesregierung in irgendeiner Weise darauf
vorbereitet, Großbritannien zu helfen, wenn beispielsweise die
Blutkonserven oder die Medikamente oder das Öl oder Ähnliches ausgeht und
Großbritannien selbst nicht in der Lage ist, den notwendigen Nachschub zu
bekommen.

StS Seibert: Ich werde jetzt mit Ihnen nicht über das Eintreten eines
Falles spekulieren, den wir nicht wollen - wir haben es ja nun auch schon
vielfach ausgedrückt - und zu dem das britische Unterhaus gestern mit
Mehrheit auch klar gesagt hat, dass es ihn nicht will. Jetzt kommen wir
wieder zu meiner Erklärung vom Anfang zurück, die ich nicht ein drittes Mal
wiederholen möchte.

Wir haben, wie wir immer gesagt haben, für alle Fälle - auch für einen
Fall, den wir nicht wünschen - die innerstaatlich notwendigen
Vorbereitungen eingeleitet. Das ist, glaube ich, in allen europäischen
Mitgliedstaaten so. Mehr kann ich Ihnen dazu jetzt nicht sagen.

Zusatzfrage : Wenn ich darf, stelle ich trotzdem eine Nachfrage. Es geht ja
nicht um Spekulationen, sondern um Vorbereitungen. Sie haben die
innerstaatlichen Vorbereitungen angesprochen. Meine Frage war, ob man
irgendetwas unternimmt, um beispielsweise irgendwelche Vorräte oder
Ähnliches für den Fall, dass die gebraucht werden, parat zu haben.

StS Seibert: Ich habe Ihnen dazu nichts weiter mitzuteilen.

Frage: Am Montag haben die beiden Volksparteien CDU und SPD ihre Ostpapiere
vorgestellt. Herr Seibert, in den Papieren heißt es relativ deckungsgleich,
dass neu geschaffene Einrichtungen des Bundes in Ostdeutschland angesiedelt
werden sollen, bis eine annähernd gleiche Verteilung von Arbeitsplätzen
vorliegt. Ich würde gerne wissen: Welche neuen Einrichtungen will die
Bundesregierung in den nächsten zwei Jahren schaffen?

StS Seibert: Zunächst einmal bin ich als Regierungssprecher, denke ich,
nicht der Richtige, um hier ein Papier der Parteien zu kommentieren. Alles
Weitere würde ich Ihnen in einer schriftlichen Antwort zukommen lassen.

Schmidt (zum Datenaustauschverbesserungsgesetz): Ich hatte vorhin versucht,
die Zahlen für Sie aus dem Kopf zu rekapitulieren. Jetzt habe ich die
schriftliche Unterlage gefunden und würde sie gern genau benennen.

Derzeit gelten nach Angaben des Bundeskriminalamtes 3192 unbegleitete
minderjährige Ausländer als vermisst. Davon waren 884 jünger als 14 Jahre.
Der Stand dieser Zahlen ist der 1. Januar 2019.

Frage: Ich habe eine Frage zum kaputten Regierungsflieger "Theodor Heuss".
Steht dadurch möglicherweise die Japan-Reise in Frage? Die Frage geht
sowohl an Herrn Seibert als auch an Herrn Breul.

StS Seibert: Ich kann Ihnen, weil ich den genauen Sachverhalt noch gar
nicht kenne, dazu keine Auskunft geben. Ich nehme an, dass das
Verteidigungsministerium auch noch nicht sehr viel sagen kann, aber
vielleicht etwas.

Flosdorff: Kurz bevor ich hierhergekommen bin, habe ich gehört, dass es in
Addis Abeba wohl ein Problem mit dem Flugzeug gibt. Aber nach dem
Informationsstand, den ich habe, handelt es sich um einen technischen
Defekt, den man, so hofft man, dort auf dem Flugplatz innerhalb eines
überschaubaren Zeitraums beheben kann.

Frage: Letztes Mal war ja der Entwicklungsminister der Leidtragende. Er
konnte mit der Regierungsmaschine von Sambia aus nicht nach Berlin
zurückfliegen. Steht denn schon der Grund des damaligen Schadens an der
Global 5000 fest, des zweiten Schadens, den es auf dieser Reise gab?

Flosdorff: Dazu kann ich Ihnen keine Auskunft geben. Ich bitte Sie, sich
dazu an die Luftwaffe zu wenden. Sie hat ein eigenes
Presseinformationszentrum, das mittlerweile über diese Detailfrage Auskunft
geben könnte.

Frage: Eine Frage an das BMI: Am Freitag sind die sogenannten AnKER-Zentren
in Bayern ein halbes Jahr in Betrieb. Das war seitens des BMI ja immer als
Pilotphase oder Pilotprojekt benannt. Für welchen Zeitraum ist diese
Pilotphase denn anberaumt, und was passiert nach Abschluss dieses
Zeitraums?

Wie fällt, angesichts der Tatsache, dass bisher nur drei Bundesländer ihre
Ankunftszentren oder Erstaufnahmeeinrichtungen in AnKER-Zentren umbenannt
haben, die Zwischenbilanz des BMI aus?

Schmidt: Ich bitte um Ihr Verständnis; ich habe den aktuellen Sachstand
nicht dabei. Die Antwort würde ich Ihnen gern nachreichen.

Zusatz: Bis morgen früh, wenn es geht.

Schmidt: Das versuchen wir.

Frage : In Frankreich macht man sich auf die Rückkehr von bis zu 250 
IS-Kämpfern in den kommenden Wochen gefasst, die bisher von den syrischen
Kurden festgehalten wurden. Ich weiß, Herr Breul, dass auch viele deutsche
IS-Mitglieder von den Kurden im Norden Syriens festgehalten wurden. Mit
welchen Zahlen rechnet die Bundesregierung dabei? Sind Sie mit den Kurden
in Kontakt, was die Rückkehr dieser Kämpfer und ihrer Angehörigen nach
Deutschland angeht?

Breul: Das Thema hatten wir hier schon ein paar Mal. Aus unserer Sicht hat
sich nichts Wesentliches geändert. Da unsere Botschaft in Damaskus
weiterhin geschlossen ist, ist eine konsularische Betreuung faktisch nicht
möglich. Wir haben zwar Kenntnis von Fällen einzelner deutscher
Staatsangehöriger, die sich in Nordsyrien in Gewahrsam befinden. Eigene
Erkenntnisse haben wir im Auswärtigen Amt aber nicht. Wenn wir von Fällen
erfahren, prüfen wir, im Rahmen dessen, was möglich ist, zu unterstützen,
etwa durch konsularische Betreuung auf türkischer Seite im Grenzgebiet in
humanitären Fällen. Aber, wie gesagt, wir haben keine eigenen Erkenntnisse
über genaue Zahlen. Konsularische Betreuung, wie wir sie in fast allen
Ländern der Welt anbieten, ist in Syrien derzeit nicht möglich.

Zusatzfrage : Nach meinem Verständnis haben die syrischen Kurden Listen von
Personen mit Angaben zur Nationalität, die sie den entsprechenden Ländern
geschickt haben, unter anderem auch Frankreich. Sagen Sie, dass Deutschland
keine solche Liste bekommen hat und dass man von diesen Leuten, die
praktisch abgeschoben werden sollen, nichts weiß?

Breul: Die Lage in Nordsyrien ist vor allem eines, nämlich sehr komplex.
Auch die Herrschaftsverhältnisse und Kontrollen über einzelne Gebiete und
Gefangene sind schwierig zu überblicken. Wie ich vorhin schon ein bisschen
verklausuliert gesagt habe, haben wir Kenntnis von Fällen, aber keine
Erkenntnisse von vor Ort, einfach weil wir dort nicht präsent sein können.
Wenn wir Kenntnis erhalten, gehen wir dem im Rahmen der sehr überschaubaren
Möglichkeiten nach. Aber ich denke nicht, dass etwa die französischen
Kolleginnen und Kollegen eine abschließende Liste haben, die die Lage in
Nordsyrien adäquat widerspiegelt.

Frage: Meine Frage geht an Herrn Schmidt. Nach italienischen
Medienberichten erklärt sich Deutschland als eines von mehreren EU-Ländern
bereit, Flüchtlinge von der "Sea Watch" - wieder ein Schiff, das gerade im
Mittelmeer schippert - aufzunehmen.

Können Sie das bestätigen?

Können Sie, auch weil es nicht das erste Mal ist, dass solche Schiffe nicht
anlanden können und man händeringend Länder sucht, die die Flüchtlinge
aufnehmen könnten, vielleicht auch einmal die aktuelle Situation bewerten?
Wie zufrieden sind Sie mit der Lage im Mittelmeer?

Schmidt: Die Nachricht, dass jetzt eine Lösung gefunden zu sein scheint,
ist ganz neu. Ich möchte Sie um Verständnis dafür bitten, dass ich das hier
nicht ad hoc bewerten kann. Ich kann Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt
allerdings sagen, dass sich das BMI in dem aktuellen Fall wie auch in allen
bisherigen Seenotrettungsfällen für eine rasche Lösung eingesetzt hat.
Diese Lösung muss - auch das ist weiterhin unsere Überzeugung - im Rahmen
der gemeinsamen europäischen Verantwortung und Solidarität eine ausgewogene
Verteilung auf verschiedene EU-Mitgliedsstaaten vorsehen. Deshalb hat sich
die Bundesregierung auch in diesem Fall wieder ausdrücklich dazu
bereiterklärt, neben jetzt offenbar gefundenen anderen Mitgliedsstaaten
einen solidarischen Beitrag zu leisten.

Frage : Herr Seibert, das Uno-Flüchtlingshilfswerk beziehungsweise sein
Vorsitzender, Herr Grandi, hat gesagt, dass vergangenes Jahr täglich sechs
Menschen bei dem Versuch gestorben seien, über das Mittelmeer zu gelangen.
Was tut die Bundesregierung konkret und unmittelbar, um diese Menschen zu
retten?

StS Seibert: Zunächst einmal muss man sagen, dass das eine sehr traurige
Zahl ist. Der UNHCR hat gerade erst vor kurzem die Gesamtzahl für 2018 von
über 2200 Menschen bekanntgegeben, die im gesamten Mittelmeer ertrunken
sind oder als vermisst gemeldet wurden. Das ist eine sehr traurige Zahl,
die vor allem eines zeigt, nämlich wie absolut gewissenlos die Schlepper
die Menschen in ihren möglichen Tod schicken, nachdem sie ihnen vorher das
Geld abgenommen haben. Darin liegt natürlich eine ganz starke Begründung,
das kriminelle Schleuserwesen auch weiterhin zu bekämpfen.

Es würde sehr weit führen, wenn wir nun alles beschreiben wollten, womit
wir durch Verbesserung der Verhältnisse in den Transit- und vor allen
Dingen auch den Herkunftsstaaten versuchen, die Zahl derjenigen zu senken,
die sich auf diese potenziell lebensgefährliche Überfahrt überhaupt
einlassen. Aber dass wir diese Zahl sehr bedauern und dass es 2200
Menschenleben zu viel sind, die verlorengegangen sind, das können Sie mir
glauben. Im Jahr davor war die Zahl noch höher. Das macht es aber immer
noch nicht gut.

Zusatzfrage : Jetzt ging es aber darum, wer diese Menschen rettet. Zurzeit
gibt es wohl nur ein Nichtregierungsschiff vor der Küste Libyens. Die
Libyer können bis anderthalb Meter Wellengang arbeiten, darüber nicht. Das
hat der Kommandeur der Operation Sophia gesagt. Die Operation Sophia selbst
ist nicht in der Gegend. Das deutsche Schiff ist jetzt sowieso abgezogen
worden. Wer soll die Menschen denn retten?

StS Seibert: Zuallererst ist es natürlich ganz wichtig, dass niemand die
Menschen in diese Gefahr bringt, indem er ihnen das Gefühl gibt, eine
Rettung wäre garantiert. Denn das ist sie ja leider nicht, wie diese Zahl
zeigt. Also bleibt es dabei: Wir müssen das Schlepperwesen bekämpfen. Wir
müssen die Gründe für illegale Migration Stück für Stück und Schritt für
Schritt reduzieren. Das ist es, was ich Ihnen dazu sagen kann.

Frage: Herr Seibert, der UNHCR hat eine auch sehr traurige Statistik
veröffentlicht. Im Jahr 2017 kam ein toter Migrant auf 38 Ankömmlinge. Im
vergangenen Jahr lag die Quote bei einem Toten auf 14 Ankömmlinge. Das
heißt, in der Relation hat sich die Zahl der Toten erhöht. Der UNHCR führt
das auf die Einstellung der Seenotrettungsmissionen zurück. Wie bewerten
Sie dies?

StS Seibert: Die Zahl hat sich nicht erhöht, sie hat sich verringert. Ich
habe gerade schon gesagt, dass auch 2262 im Mittelmeer ums Leben Gekommene
oder im Mittelmeer Vermisste 2262 zu viel sind. Es bleibt aber trotzdem
eine Tatsache, dass die Zahl im Jahr davor deutlich höher war.

Ansonsten verweise ich auf das, was ich hier gesagt habe.

Zusatz: Aber die Relation von eins zu 14 ist eine andere Relation als eins
zu 38. Das ist doch eine eigene Dimension.

Frage : Herr Seibert, ich habe Sie so verstanden, dass die Bundesrepublik
aktuell auf dem Mittelmeer nichts für die Geflüchteten tut, korrekt?

StS Seibert: Wir haben hier über die Operation Sophia, an der wir seit
ihrem Beginn beteiligt waren, gesprochen. Das können die Kollegen
sicherlich noch einmal darlegen.

Für uns ist klar: Es muss dauerhaft verlässliche, gemeinsame und
solidarische europäische Lösungen bei der Seenotrettung geben. Wir sind ein
ums andere Mal, wie man jetzt ja auch im Zusammenhang mit "Sea Watch 3"
wieder sieht, bereit, uns mit der Überstellung dieser Menschen nach
Deutschland zu beteiligen, damit ihr Asylverfahren hier durchgeführt und
ihr Schutzgesuch hier geprüft werden kann.

Wir haben hier vielfach gesagt: Ungeachtet unserer immer wieder gezeigten
Bereitwilligkeit, uns ad hoc an diesen einzelnen Fällen zu beteiligen,
braucht Europa natürlich ein System, eine gemeinsame, dauerhafte Lösung. In
der Erarbeitung dieser Lösung wird sich Deutschland sicherlich intensiv
einbringen.

Zusatzfrage : Solange es keine gemeinsame Lösung gibt, gibt es keine Hilfe
der Bundesrepublik auf dem Mittelmeer, richtig?

Breul: Dazu kann ich vielleicht auch noch einmal ein, zwei Aspekte
ergänzen. Zunächst einmal muss man, glaube ich, ja schon irgendwie
auseinanderhalten, wie bestimmte Situationen entstehen. Herr Seibert hat es
gerade schon erwähnt. Das schmutzige Handwerk der Schlepper ist nicht zu
tolerieren. Ihm gilt es entgegenzuwirken.

So kann man im Übrigen die Zahlen aus dem letzten Jahr auch interpretieren,
dass nämlich bei der Bekämpfung der Schleuserkriminalität und der
Schlepperbanden bestimmte Erfolge erzielt wurden, sodass diese
Schlepperbanden gezwungen sind, jetzt ein noch höheres Risiko einzugehen
und noch skrupelloser vorzugehen. Wenn ich sage "gezwungen sind", dann
meine ich das natürlich absolut in Anführungszeichen. Das hat unsere
oberste Priorität an Land.

Ich möchte auch hinzufügen: Die Seenotrettung ist kein gutes Instrument zur
Steuerung von Migration. Die Seenotrettung ist eine Hilfsaktion in
allerhöchster Not. Alle Schiffe, die auf hoher See sind, sind verpflichtet,
Seenotrettung zu leisten. Es ist wichtig und sehr gut, dass sich die
Schiffe daran beteiligen. Wir vonseiten der Bundesregierung machen
ausdrücklich nicht dabei mit, diese Seenotrettung zu kriminalisieren. Das
ist eine wichtige Aufgabe, die da stattfindet. Da werden Menschenleben
gerettet. Nichtsdestoweniger - ich wiederhole das - ist die Seenotrettung
kein Instrument, mit dem man Migration steuern kann.

Frage: Die russische Regierung hat Zustimmung zur Absicht des
venezolanischen Präsidenten signalisiert, unter ausländischer Vermittlung
den Dialog mit der Opposition zu suchen. Angeblich hat man für eine solche
Friedensmission von Moskau aus schon Kontakte geknüpft, auch zu mehreren 
EU-Ländern.

Gibt es auch schon zu Deutschland, zur Bundesregierung Kontakte?

Breul: Davon kann ich Ihnen, ehrlich gesagt, nicht berichten. Unsere
Analyse ist, dass da jetzt auch, wie man im Englischen sagt, relativ viel
"smoke screen" produziert wird, wo vermeintliche Dialogangebote gemacht
werden, die vielleicht dann doch nicht so attraktiv sind, wenn man es sich
genauer ankuckt. Herr Maduro hat großzügigerweise angeboten, die
Parlamentswahlen zu wiederholen, die er verloren hat. Die allseits
kritisierte Präsidentschaftswahl will er nicht wiederholen. Darum lohnt
sich, glaube ich, ein genauer Blick darauf.

Die Europäische Union hat sich ja übers Wochenende sehr klar und deutlich
positioniert und gesagt, welche Schritte jetzt notwendig sind, nämlich die
Einleitung von demokratischen Wahlen, damit wieder ein Präsident an die
Macht kommen kann, der demokratisch legitimiert ist. Wir werden jetzt genau
beobachten, ob Präsident Maduro bereit ist, diese Schritte auch
einzuleiten, beziehungsweise ob er sie tatsächlich einleitet.

StS Seibert: Im Zusammenhang mit Venezuela möchte ich noch etwas
hinzufügen. Uns beunruhigt die Meldung, dass in diesem Monat, im Januar,
bislang schon 26 Menschen bei Demonstrationen ums Leben gekommen sind und
dass es zu zahlreichen Festnahmen von Demonstranten gekommen ist, inklusive
Kindern.

Da für heute Großdemonstrationen angekündigt sind, möchte ich unsern Appell
an Herrn Maduro und die Sicherheitskräfte richten, die für heute
angekündigten Demonstrationen nicht in irgendeiner Weise gewaltsam zu
unterbinden. Die Menschen in Venezuela müssen von ihrem Bürgerrecht auf
Meinungsäußerung, auf Demonstration uneingeschränkt und ungefährdet
Gebrauch machen können.

Frage: Ich möchte von Bürgerrechten zu Rechten eines souveränen Staates
kommen. Wie steht die Bundesregierung zum Eingreifen - so muss man es,
glaube ich, nennen - der USA in diesen innerstaatlichen Vorgang, der
sicherlich höchst problematisch ist? Ich meine die einseitige Verhängung
von Sanktionen und die Umleitung von Geldflüssen an die Opposition.

Breul: Wenn man Sanktionen verhängt, ist das, glaube ich, immer einseitig.
Ich wüsste nicht, dass man sich im beiderseitigen Einvernehmen auf ein
Sanktionsregime einigt.

Auch die Europäische Union hat bereits seit 2017 Sanktionen gegen das
Regime Maduro verhängt. Die Amerikaner haben jetzt ihre schon bestehenden
Sanktionen noch einmal verschärft. Sie wissen, dass es eine besondere
wirtschaftliche Verquickung zwischen den USA und Venezuela gibt,
insbesondere im Ölsektor, und die USA dementsprechend auch über Instrumente
verfügen, die wir in dieser Form nicht haben. Wir haben in der Erklärung
vom Wochenende deutlich gemacht, was wir in den nächsten Tagen erwarten.
Wir haben auch deutlich gemacht, dass wir danach über eventuelle nächste
Schritte beraten werden. Dazu zählt durchaus auch die Überlegung, die
Sanktionen gegebenenfalls noch einmal anzupassen.

Frage : Gibt es etwas Neues zu dem deutschen Journalisten, der dort
inhaftiert ist, Herr Breul?

Breul: Ich glaube, nein. Ich weiß nicht, wann Sie hier zum letzten Mal
Informationen bekommen haben. Ich habe versäumt, das nachzuschauen. Ich
nehme an, Sie wissen bereits von dem Haftbesuch, der am 9. Januar
stattfand. Ein zweiter Haftbesuch ist angefragt. Dazu gibt es aber noch
keine Neuigkeiten.

Frage: Wie viele deutsche Staatsbürger insgesamt sind in Venezuela
inhaftiert - ich vermute, es werden meist Drogendelikte sein -, und für wie
viele gibt es keine konsularische Betreuung?

Breul: Ich fürchte, diese Antwort muss ich Ihnen nachreichen.

Frage: Herr Breul, Sie haben es eben schon ein bisschen angesprochen. Wenn
das Ultimatum abläuft, an dem auch Deutschland beteiligt ist, was muss man
sich dann vorstellen, was wird dann passieren? Dann gibt es Konsultationen
mit den anderen Staaten, aber keinen Automatismus, oder? Was passiert dann
konkret? Ist eine weitere Erklärung zu erwarten?

Breul: Ja. Wir werden uns mit unseren Partnern abstimmen und uns dann
äußern.

Frage: Eine Frage an die Bundesregierung: Herr Maduro hat gesagt, dass er
zu Gesprächen mit der Opposition bereit wäre, allerdings unter
internationaler Beobachtung, wenn man so will, mit Moderation. Würde die
Bundesregierung gegebenenfalls für eine solche Rolle zur Verfügung stehen?

Breul: Das ist mir ein bisschen zu hypothetisch. Wenn Parteien auf uns
zukommen und gute Dienste anfragen, dann sind wir immer gesprächsbereit.
Aber ob das in dem konkreten Fall wirklich hilfreich sein könnte oder
nicht, das kann ich nicht beurteilen.

Frage: Ich habe eine Frage zu der geplanten Entlastung von Betriebsrentnern
in der Krankenversicherung. Herr Spahn hat ja Vorschläge vorgelegt,
Betriebsrentner zu entlasten. Das würde 3 Milliarden Euro kosten, 2,5
Milliarden Euro möchte er davon von Herrn Scholz haben. Der hat schon
gesagt: Nee, von mir nicht. - Ich wüsste gern, wie BMF und BMG gegenseitig
begründen, dass der jeweils andere das bezahlen muss.

Vom BMAS wüsste ich gern, auf wessen Seite Sie stehen. Denn Sie haben ja
ein durchaus veritables Interesse an der Stärkung der Betriebsrenten.

Berve-Schucht: Der Minister hat sich heute Morgen noch einmal dazu geäußert
und hat darauf hingewiesen, dass es ja auch Wunsch aller drei
Koalitionsparteien ist, zu Entlastungen bei den Versorgungsbezügen, auch
bei Betriebsrenten, zu kommen. Im Moment laufen dazu Gespräche. Es geht vor
allem darum, wie man es finanziert. Er hat dazu auch gesagt, es sei ein
völlig normaler Vorgang, dass sich diese Gespräche vor allem auf BMG und
BMF konzentrieren.

Es stehen jährliche Beitragsausfälle bei den gesetzlichen Krankenkassen in
Höhe von 3 Milliarden Euro im Raum, wenn man zu einer Halbierung der
Beiträge kommt. Das wären, wenn man das allein bei der gesetzlichen
Krankenkasse ließe, 0,2 Beitragspunkte. Also das wären dauerhaft
entstehende Mindereinnahmen.

Insofern ist der Minister der Meinung - und da kann er sich auf den
Beschluss des CDU-Parteitages stützen -, dass es eine gesamtstaatliche
Aufgabe ist, diese Entlastung zu finanzieren und dass man hier zu einer
fairen Aufteilung der Lasten kommen sollte.

Kolberg: Ich möchte kurz dazwischen etwas sagen, weil ich jetzt mehrfach
angesprochen wurde.

Wir haben uns ja gestern auch zu dem Thema geäußert. Ich kann hier noch
einmal sagen: Für den Bundesfinanzminister ist das ein wichtiges Anliegen.
Er teilt dieses Anliegen, die Doppelverbeitragung von Betriebsrenten
abzuschaffen. Wie es das BMG ja bereits ausgeführt hat, gibt es dazu erste
Überlegungen in diesem Ressort. Eine Ressortabstimmung zu diesem Thema
wurde noch nicht eingeleitet. Zu Details können wir daher auch noch nicht
Stellung nehmen.

Grundsätzlich gilt: Für nicht-prioritäre Projekte sind keine zusätzlichen
Mittel im Bundeshaushalt vorgesehen. Klar ist deshalb: Jedes neue Vorhaben
muss gegenfinanziert sein, und das jeweilige Fachressort hat die Aufgabe,
einen entsprechenden Vorschlag für eine solide Gegenfinanzierung zu machen.
Das ergibt sich aus dem Koalitionsvertrag.

Berve-Schucht: Vielleicht darf ich noch einen Satz anfügen. - Also es ist
klar: Es gibt keinen abgestimmten Referentenentwurf, sondern es ist im
Gespräch. Wir führen dazu Gespräche.

Schneider: Ich kann dem eigentlich nicht wirklich etwas hinzufügen. Sie
wissen, dass der Minister und das BMAS natürlich jegliche Bemühung
unterstützen, den Effekt der Doppelverbeitragung abzubauen. Er hemmt den
Ausbau von Betriebsrenten. Wenn es dazu jetzt einen ersten Vorschlag gibt
und ein Schritt weitergegangen werden kann, dann ist das prinzipiell
erfreulich. Aber es muss dazu weitere Gespräche geben, und da habe ich
tatsächlich den Kollegen nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Nachfrage an das BMG. Aber es gibt ja einen
Entwurf, und in dem steht, dass Sie nur einen kleinen Teil aus dem
Gesundheitsfonds nehmen wollen und noch ein bisschen aus den
Kassenreserven. Deshalb wundert es mich, dass Sie jetzt so wenig konkret
werden können.

Berve-Schucht: Wie gesagt: Es gibt keinen abgestimmten Referentenentwurf.
Über diese Punkte werden Gespräche geführt, und jeder hat natürlich seine
Position. Aber es gibt keinen abgestimmten Entwurf. Um welche Größenordnung
es geht, habe ich ja gerade noch einmal geschildert.

Kolberg: Es gibt nicht nur keinen abgestimmten Entwurf, es gibt keine
Ressortabstimmung. Die Ressortabstimmung wurde noch nicht eingeleitet.

Vorsitzende Maier: Dann hat das Auswärtige Amt eine Nachlieferung.

Breul: Ja, genau. Ich habe eine Nachlieferung mit größtem Dank an meine
Kolleginnen und Kollegen, die vor dem Fernseher sitzen.

Also wir haben im Moment drei Deutsche in Venezuela in Haft. Zu allen
besteht konsularischer Zugang.

Frage: Ich habe noch eine Frage an das BMJV, und zwar warum Leipzig nun
doch nicht Zweitstandort für das neue Forum Recht werden soll.

Kall: Das Forum Recht ist ja keine Initiative der Bundesregierung, sondern
eine Initiative von Bundesrichtern aus Karlsruhe - dort soll auch der
Hauptstandort des Forum Recht sein -, von Parlamentariern aus allen
Bundestagsfraktionen mit einer Ausnahme, nämlich der AfD-Fraktion, und aus
der Zivilgesellschaft. Diese Initiative für ein Forum Recht unterstützen
wir und unterstützt auch die Bundesjustizministerin Barley sehr. Das ist
ein wichtiges Projekt, um den Rechtsstaat transparenter, greifbarer und
verständlicher zu machen.

Wie ich gerade schon gesagt habe: Der Hauptstandort für das Forum Recht -
so sieht es auch der Beschluss des Bundestages vom 18. Oktober 2018 vor -
wird in Karlsruhe sein. Es ist die Stadt, in der auch die meisten
Bundesgerichte ihren Sitz haben. Es wird einen zweiten Standort in
Ostdeutschland geben. So lautet der Beschluss des Deutschen Bundestages.
Alles Weitere wird primär im Bundestag besprochen und anschließend auch
beschlossen werden, nämlich welche Rechtsnatur das Forum Recht bekommen
wird, ob es eine Stiftung des öffentlichen Rechts wird. Das würde dann vom
Deutschen Bundestag beschlossen werden. Anschließend wird es ein
Realisierungskonzept geben, in dem dann sicherlich auch die Standortfrage
geklärt wird. Aber derzeitiger Stand ist: Karlsruhe und ein weiterer
Standort in Ostdeutschland.

Zusatzfrage: Aber da war ja Leipzig sehr konkret im Gespräch. Warum das
wohl jetzt nicht mehr der Fall ist, dazu können Sie gar nichts sagen?

Kall: Nach dem Beschluss des Bundestages, den ich gerade genannt habe, wird
es einen weiteren Standort in Ostdeutschland geben. Insofern ist Leipzig
nach unserem Wissen weiter mit dabei. Aber es ist, wie gesagt, auch nicht
unsere Initiative, sondern es ist eine breite Initiative aus der
Richterschaft, aus der Zivilgesellschaft, eben mit unserer Unterstützung,
aber nicht allein von uns.

Mittwoch, 30. Januar 2019

 * 
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ASYL/1345: Das »Geordnete-Rückkehr-Gesetz« ignoriert rechtsstaatliche Grundsätze (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Erste Analyse des Gesetzentwurfs des BMI durch PRO ASYL

Das »Geordnete-Rückkehr-Gesetz« ignoriert rechtsstaatliche
Grundsätze



Heute wurde der Referentenentwurf des Bundesinnenministeriums (BMI)
bekannt, der bislang noch nicht mit den anderen Ministerien abgesprochen
ist. Der Entwurf bricht rechtsstaatliche Grundsätze: Voraussetzungen für
eine Inhaftierung wie die richterliche Anordnung oder der Nachweis eines
Haftgrundes werden ignoriert. Abgelehnte AsylbewerberInnen, die nie eine
Straftat begangen haben, werden wie StraftäterInnen behandelt. Und
schließlich sollen die lang erstrittenen - in der Praxis ohnehin restriktiv
gehandhabten - Bleiberechtsmöglichkeiten für Geduldete versperrt werden.

Der Gesetzentwurf des BMI ist inhuman und mit dem rechtsstaatlichen
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nicht in Einklang zu bringen.

Erste Bewertung des »Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur besseren
Durchsetzung der Ausreisepflicht (Geordnete-Rückkehr-Gesetz)«

Haft ohne Richter

Das Grundgesetz schreibt klar vor: »Über die Zulässigkeit und Fortdauer
einer Freiheitsentziehung hat nur der Richter zu entscheiden« (Art. 104
Abs. 2 S. 1 GG). Der Entwurf aber ignoriert diesen historisch gewachsenen,
zwingend anzuwendenden Richtervorbehalt. Im Flughafen oder in einer nahe
gelegenen Unterkunft soll eine Inhaftierung bis zu 10 Tagen möglich sein,
ohne dass ein Gericht darüber entscheidet (Entwurf zu § 62b AufenthG).
Statt des bisher unter bestimmten Voraussetzungen bis zu 10-tägigen
möglichen Ausreisegewahrsams, der selbstverständlich eine richterliche
Anordnung erfordert, will man diese Anforderungen nun umgehen, indem man
die Neuregelung einfach in »Reisebeschränkung in das Inland« umbenennt.

Noch deutlicher wird die Ignoranz dieser rechtsstaatlichen Vorgaben, wenn
in dem Entwurf des § 58 AufenthG zur Abschiebung hinzugefügt wird,
dass die abzuschiebende Behörde den Ausländer zum Flughafen oder
Grenzübergang verbringen und (ohne Übernachtung) festhalten darf, »ohne
dass es einer richterlichen Anordnung bedarf«.

Exzessive Erweiterung der Haftgründe

Ebenfalls klar muss sein, dass für eine Inhaftierung überhaupt ein Grund
vorliegen muss, der dieser Person nachgewiesen wird. Der Entwurf benennt
als einen Grund die Fluchtgefahr und führt dann Fallgruppen auf, wann genau
»widerleglich vermutet« wird, wann diese Gefahr vorliegen soll (Entwurf zu
§ 62 Abs. 3 AufenthG). Diese Vermutungsregelung führt aber dazu, dass
nicht die Behörde das Vorliegen der Gefahr, sondern der/die Betroffene das
Nicht-Vorliegen einer etwaigen Gefahr nachweisen muss - eine
Beweislastumkehr, die haftrechtlichen Grundprinzipien widerspricht.

Schließlich werden weitere konkrete Anhaltspunkte für eine Fluchtgefahr
benannt, die sogar die die Einreise aus einem EU-Mitgliedstaat umfasst (Nr.
6). Das bedeutet: Jemand, der gerade wegen der rechtswidrigen Umstände aus
Ungarn oder Griechenland flieht, kann hier wieder in Haft genommen werden.
Die Punkte gehen sogar so weit, dass jemand festgesetzt werden kann, der
nicht zu einer Rückkehrberatung gegangen ist (Nr. 7).

Abschiebungshaft mit Strafhaft vermischt

Abschiebungshaft ist keine Strafhaft. Genau aus diesem Grund gilt das
Trennungsgebot von Straf- und Abschiebungshaft, die Betroffenen dürfen
grundsätzlich nicht in Einrichtungen der Strafhaft untergebracht werden.
Jemand, der in Abschiebungshaft genommen wird, muss nicht einmal jemals
einer Straftat verdächtigt gewesen sein oder als Gefährdung für die
öffentliche Sicherheit gelten. Das Trennungsgebot gilt nach der
europarechtlichen Rückführungsrichtlinie (Art. 16 RL 2008/115/EG) und auch
das deutsche Recht hat es derzeit im § 62a Abs. 1 AufenthG umgesetzt.
Das Bundesinnenministerium will derzeit diesen Absatz streichen und sich so
seiner Verpflichtung entziehen.

Ausgrenzende »Duldung light«

Während die Große Koalition in der aktuellen Debatte zur
Fachkräfteeinwanderung die Stärkung der Geduldeten bewirbt, geht nun das
Bundesinnenministerium den umgekehrten Weg: Neu eingeführt werden soll eine
»Bescheinigung über die vollziehbare Ausreisepflicht«, die eine Duldung
zweiter Klasse ist (Entwurf zu § 62b AufenthG). Wer sie erhält, darf
insbesondere nicht mehr arbeiten oder eine Ausbildung aufnehmen.

Eine Duldung wird erteilt, wenn die Abschiebung aus tatsächlichen oder
rechtlichen Gründen unmöglich ist. Der Referentenentwurf will nun die
Duldung verweigern, wenn die Unmöglichkeit der Person »zuzurechnen« ist,
beispielsweise weil »er keine Reisedokumente vorlegt« oder
Passbeschaffungspflichten nicht erfüllt. Die Praxis zeigt aber: Oft wird
willkürlich und für die Betroffenen nicht absehbar fehlende Mitwirkung zu
Passbeschaffungspflichten vorgeworfen. Dabei gibt es etliche Probleme: Z.B.
erhalten afghanische Staatsangehörige, die lange im Iran gelebt haben,
keine Papiere mehr oder somalische Dokumente werden staatlicherseits nicht
anerkannt. Abgeschoben werden können sie dann nicht, sollen aber hier mit
etlichen Sanktionen bestraft werden.

Staatsangehörige aus »sicheren Herkunftsstaaten« sollen per se keine
Duldung mehr erhalten - vom persönlichen Verhalten der/des Betroffenen ist
diese Verweigerung dann überhaupt nicht mehr abhängig. Der Mensch wird
allein aufgrund der Nationalität diskriminiert und mit Sanktionen belegt.

Schon 2015 und 2016/2017 gab es ähnliche Vorschläge von der CSU, die aus
guten Gründen keine Mehrheit fanden. Die »Duldung light« scheiterte zu
Recht.

 * 
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MILITÄR/932: Rüstung - der Wettlauf beginnt aufs Neue ... (SB)


Rüstung - der Wettlauf beginnt aufs Neue ...



Mit der offiziellen Aufkündigung der weiteren Beteiligung der USA am
Intermediate-Range Nuclear Forces Treaty durch Außenminister Mike
Pompeo am 2. Februar ist die Gefahr eines verheerenden Weltkrieges
erheblich gestiegen. In Washington setzen sich diejenigen
größenwahnsinnigen Kräfte durch, die seit Hiroshima und Nagasaki
nukleare Abrüstung prinzipiell ablehnen, weil sie mit den globalen
Machtansprüchen der USA nicht vereinbar sei. Eine neue Ära des
atomaren Wettrüstens hat begonnen, welches das Risiko in Kauf nimmt,
die gesamte Menschheit auszulöschen. Verantwortliches Handeln - von
Moral oder Ethik ganz zu schweigen - sähe anders aus.

Hinter der umstrittenen Entscheidung der Regierung von Präsident
Donald Trump zum Austritt aus dem INF-Vertrag, der Erforschung, Besitz
und Indienststellung ballistischer Raketen und Marschflugkörper mit
einer Reichweite zwischen 500 und 5.500 Kilometer verbietet, steht
John Bolton. Trumps Nationaler Sicherheitsberater ist seit mehr als 20
Jahren ein prominenter Vertreter jener Neokonservativen, welche die
Führungsposition Amerikas für einen göttlichen Auftrag halten und
deshalb stets auf die militärische Überlegenheit in jeder erdenklichen
Lage insistieren.

Als der für Rüstungskontrolle zuständige Staatssekretär im
Außenministerium in der Regierung George W. Bushs hat Bolton 2002 den
Austritt der USA aus dem ABM-Vertrag durchgesetzt, damit das Pentagon
in Asien und Europa ein offiziell gegen Nordkorea und den Iran, jedoch
inoffiziell gegen China und Rußland gerichtetes Raketenabwehrsystem
installieren konnte. Das Projekt hat bis heute seine
Funktionsfähigkeit nicht bewiesen, dafür jedoch Amerikas
Rüstungskonzernen Aufträge in Milliardenhöhe beschert. Das Ballistic
Missile Defense System (BMD) der Amerikaner dient mitnichten der
Abwehr, sondern soll die Durchführung eines atomaren Erstschlags
ermöglichen, ohne einen Zweitschlag des Gegners befürchten zu müssen.

Bolton hat am 11. Januar Charles Kupperman zum neuen Stellvertretenden
Nationalen Sicherheitsberater ernannt. Der frühere Manager bei Boeing
und Lockheed Martin, der in den achtziger Jahren der Regierung Ronald
Reagans angehörte und von 2001 bis 2010 Leiter der erzkonservativen
Denkfabrik Center for Security Policy (CSP) war, gilt genau wie sein
Chef als ein energischer Verfechter der These vom "gewinnbaren
Atomkrieg". Hierzu paßt die Bekanntgabe der National Nuclear Security
Administration (NNSA) Ende Januar, wonach in der
Pantex-Atomwaffenfabrik in Texas bereits die ersten neuen taktischen
Nuklearsprengköpfe vom Typ W76-2 von Band rollen.

Pompeo hat den Austritt der USA aus dem INF-Abkommen, der in sechs
Monaten wirksam wird, mit etwaigen Verstößen Rußlands gegen den
Vertrag begründet, die Washington bis heute nicht zweifelsfrei
bewiesen hat und die Moskau energisch bestreitet. Es geht hier um eine
zweistufige russische Rakete, von der die USA behaupten, Moskau habe
nicht nur die Langstreckenversion getestet, was völlig legal wäre,
sondern auch die Mittelstreckenversion, was den INF-Vertrag verletzte.
Auf das Angebot des Kremls, die fragliche Rakete von eigenen Experten
inspizieren zu lassen, sind Pentagon und Weißes Haus nicht
eingegangen, sondern haben Moskau 60 Tage gegeben, alle Exemplare zu
verschrotten. Als das von Washington gesetzte Ultimatum am 1. Februar
unerfüllt blieb, hat Pompeo am selben Tag den Rücktritt der USA aus
dem INF-Vertrag verkündet.

Aus früheren Reden von Trump, Pompeo und Bolton geht klar hervor, daß
hinter der Aktion Washingtons weniger die Absicht steckt, Rußland
zu bestrafen, als vielmehr der Wunsch des Pentagons, China in seine
Schranken zu weisen. Die Volksrepublik, die den INF-Vertrag von
1987 zwischen der Sowjetunion und den USA niemals unterzeichnet hatte,
hat sich in den letzten Jahren ein beachtliches Arsenal an
atomwaffenfähigen Mittelstreckenraketen angelegt, um sich im Notfall -
etwa einer Krise in der Taiwanstraße - erfolgreich gegen die
US-Streitkräfte zur Wehr setzen zu können. Angesichts der zunehmenden
Konfrontation zwischen der alten und der neuen Supermacht wollen die
Kriegsplaner im Pentagon die entstandene Lücke in diesem einen
Waffenbereich wieder schließen - ungeachtet der absehbaren, negativen
Folgen für die strategische Rüstungskontrolle.

Aktuell gibt es Bemühungen seitens der Demokraten im Kongreß, die seit
Januar wieder die Mehrheit im Repräsentantenhaus innehaben, die
Atomkriegsgefahr zu verringern. Adam Smith, Vorsitzender des
Verteidigungsausschusses im Repräsentantenhaus, und Senatorin
Elizabeth Warren, die als Hoffnungsträgerin der Demokraten bei der
Präsidentenwahl 2020 gehandelt wird, haben einen Gesetzesentwurf
eingebracht, der eine Abkehr der USA von ihrer offiziellen nuklearen
Erstschlagsdoktrin vorsieht. Leider hat die Initiative wegen der
republikanischen Mehrheit im Senat keine Aussicht auf Erfolg. Hinzu
kommt, daß die Demokraten in beiden Kongreßhäusern ihren Widerstand
gegen den Austritt der USA aus dem INF-Vertrag tatsächlich mit dem
hergeholten Argument begründen, damit habe Trump Rußland in die Hände
gespielt, die NATO gespalten und dem Kreml erweiterte Möglichkeiten zu
Entwicklung und Bau neuer atomarer Mittelstreckenraketen gegeben.

3. Februar 2019
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INTERVIEW/428: Dem Karl Liebknecht haben wir's geschworen - vernichtende Aussichten ...    Vladimiro Giacché im Gespräch (SB)


Gespräch am 12. Januar 2019 in Berlin



Auf der XXIV. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz am 12. Januar
in Berlin referierte Vladimiro Giacché zum Thema "Die nächste
imperialistische Krise". Er sprach in seinem Vortrag vom Ende einer
Epoche, da die Krise von 2007 gezeigt habe, daß Wachstum und Profit im
Kapitalismus nicht mehr durch Finanzspekulation gewährleistet werden
können, weshalb ein Systemwechsel nötig sei. Ausgehend von den
Funktionen des "zinstragenden Kapitals" legte er dar, warum diese
nicht länger erfüllt werden können. Giacché diskutierte verschiedene
Ansätze zur Lösung der Krise, ihre Grenzen und teils verheerenden
Konsequenzen. Mit Marx plädiert er dafür, die Eigentumsfrage zu
stellen und ein höheres Stadium der gesellschaftlichen Produktion
herbeizuführen.

Dr. phil. Vladimiro Giacché ist Wirtschaftswissenschaftler und
Finanzfachmann. Er studierte in Pisa und in Bochum
Wirtschaftswissenschaften und absolvierte an der Scuola Normale
Superiore ein Zusatzstudium in Philosophie. Von 1995 bis 2006 war er
für Mediocredito Centrale, eine staatliche Bank für die Entwicklung
des südlichen Italiens, tätig und dort u. a. für die interne Revision
verantwortlich. In dieser Zeit leitete er für die italienische
Fernsehgesellschaft RAI zugleich das Programm "Multimediale
Enzyklopädie der philosophischen Wissenschaft". Seit 2007 ist er
Partner der Finanzgruppe Sator in Rom und auch dort für die interne
Revision verantwortlich. Er arbeitet als Präsident des Zentrums für
Europa-Forschungen (Centro Europa Ricerche) in Rom und ist Mitglied
des Verwaltungsrates der Banca Profilo S.p.A.

Giacché hat zahlreiche Bücher wie auch Artikel in Zeitungen und
Zeitschriften zu philosophischen und ökonomischen Fragen in Italien
und im Ausland veröffentlicht. Ins Deutsche übersetzt wurden u. a.
"Titanic Europa. Geschichte einer Krise" (2013) [1], "Anschluss - Die
deutsche Vereinigung und die Zukunft Europas" (2014) [2] und zuletzt
"Lenins ökonomisches Denken nach der Oktoberrevolution" (2018) [3].

Im Anschluß an seinen Vortrag beantwortete er dem Schattenblick einige
Fragen zur Bewegung des Kapitals, zur drohenden Kriegsgefahr, zum
Wachstumsmodell und zur deutschen Hegemonie in Europa.
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Vladimiro Giacché beim Signieren seines Buches am Stand der jungen
Welt
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Schattenblick (SB): Verfolgt man die Entwicklung und Bewegung des
Kapitals, erscheint es oft wie eine Macht, die unaufhaltsam ihren Weg
geht, die ohne einen eigenen Willen, eine eigene Perspektive zu haben,
trotzdem Mechanismen abarbeitet und noch mehr Profit schafft. Wie ist
das Verhältnis dieser ökonomisch zu beschreibenden Entwicklungstendenz
und menschlichen Akteuren, also Machtakteuren, die sich dessen
bedienen, zu charakterisieren?

Vladimiro Giacché (VG): Es handelt sich eindeutig um einen
Mechanismus, dessen einzelne Elemente durchweg eine selbständige
Wirkung entfalten und der insgesamt gesehen als eine Selbsttätigkeit
charakterisiert werden kann. Ich habe in jungen Jahren als Philosoph
Hegel studiert, der etliche Begriffe wie Selbstzweck oder
Selbsttätigkeit parallel verwendet hat, die sich sehr gut zur
Beschreibung der Bewegung des Kapitals benutzen lassen. Und natürlich
wurde diese Begrifflichkeit von Marx aufgegriffen und bearbeitet, aber
auch direkt benutzt. Das ist meines Erachtens eine zentrale
Eigenschaft des Kapitals. Wie ich feststellen konnte, hebt auch die
neue ökonomische Literatur eben diesen Charakter des Kapitals wieder
hervor, wenn man einmal von den Mainstream-Ökonomen absieht.
Beispielsweise versucht Anwar Shaikh in seinem Buch "Capitalism",
diese Wellen, also die grundsätzliche Bewegung des Kapitals zu
verfolgen und zu zeigen, um welche automatisch ablaufenden Prozesse es
sich handelt. In diesem Prozeß kommt dem, was ich nach Marx
zinstragendes Kapital nenne, eine besondere Bedeutung zu. Die letzten
Jahrzehnte waren ganz klar von der Tendenz geprägt, daß das
zinstragende Kapital im Verhältnis zu dem Industriekapital, dem
sogenannten produktiven Kapital, eine immer gewichtigere Rolle
einnahm. Diese Entwicklung verschärfte den immanenten Widerspruch, daß
das Finanzkapital einerseits die Profite enorm beflügelt hat, während
andererseits die Produktion, die nach wie vor die Grundlage der
kapitalistischen Ökonomie darstellt, demgegenüber immer weiter
zurückfiel.

Das ist zwangsläufig kein haltbares Modell, und der dafür zu
entrichtende Preis fällt sehr hoch aus, wie die letzten Krisen gezeigt
haben. Seit etwa 1980 zeichneten sich diese beiden parallelen, aber
gegenläufigen Bewegungen ab. Dem Höhenflug des zinstragenden Kapitals
standen sinkende Realinvestitionen gegenüber, wobei die daraus
resultierende Kluft von ersterem gefüllt werden mußte. Dieses
ungesunde Modell führte dazu, daß auf drei satte Jahrzehnte eines
aufstrebenden zinstragenden Kapitals dann 2007 eine tiefe weltweite
Krise folgte, die nach bester kapitalistischer Tradition natürlich von
den einfachen Leuten, von der Arbeiterschaft, bezahlt werden mußte.

Meines Erachtens kann dem Versuch, dieses Modell am Leben zu erhalten,
indem man die Probleme ausbügelt und dann wieder alles in Gang setzt,
kein Erfolg beschieden sein. Denn es sind drei Funktionen des
zinstragenden Kapitals zu nennen, die es bis zur Krise erfüllt hat,
aber seither nicht mehr leisten kann. Dies zu verstehen ist angesichts
der daraus resultierenden Folgen sehr wichtig. Erstens kann das
Problem auf breiter Front sinkender Löhne nicht länger vom
Finanzkapital verschleiert werden. Zweitens kann die latente
Überproduktionskrise immer weniger am Ausbruch gehindert werden. Und
drittens wird die Art und Weise, wie Finanzprofite erwirtschaftet
werden können, immer riskanter, und das heißt, daß diese Volatilität,
wie man zu sagen pflegt, immer höhere Risikoprämien erzwingt. Meiner
Auffassung nach ist mit 2007 eine ganze Epoche zu Ende gegangen, und
zwar die Epoche des zinstragenden Kapitals, während der das Wachstum
durch Schulden erwirtschaftet wurde, um es einmal im Groben zu
beschreiben.

SB: Sie haben in Ihrem Vortrag verschiedene Möglichkeiten
angesprochen, derer sich Staaten bei der Bewältigung von Krisen
bedienen. Wie groß ist Ihres Erachtens in diesem Zusammenhang die
Gefahr begrenzter Kriege oder gar einer weltweiten Kriegsführung
einzuschätzen?

VG: Diese Gefahr ist sehr groß. Man stößt im Kontext zunehmender
Spannungen auf eine ganze Reihe eigenartiger Phänomene, die sich
zunächst nicht hinreichend verstehen lassen. Man nehme nur den Haß
gegen Rußland, für den es zwar historische Gründe, aber kaum eine
aktuelle Grundlage gibt, die seine Eskalation begreiflich machen
würde. Diese und andere konfliktschürende Erscheinungen können
leichter entschlüsselt werden, indem man berücksichtigt, daß Krieg ein
Ausweg aus einer ansonsten nicht lösbaren Krise sein kann. Es ist
natürlich verrückt, auf solch eine Lösung zu setzen und sie zu
betreiben, doch wird dies durchaus thematisiert. Ich habe in meinem
heutigen Vortrag die Aussage des Ökonomen Larry Summers zitiert,
wonach es historische Beispiele gibt, in denen Krieg die Lösung zur
Wiederbelebung der Investitionen war. Und heute, fährt Summers fort,
könne er keine andere realisierbare exogene Lösung erkennen.
Wenngleich er nicht offen ausspricht, daß Krieg die einzig verbliebene
Lösung zur Bewältigung der Krise sei, da keinerlei andere Impulse zur
Ankurbelung von Investitionen in Sicht sind, läuft seine vielsagende
Einlassung doch genau darauf hinaus.

Eine andere Lösung böte vielleicht der von den Chinesen betriebene
Ansatz, das zinstragende Kapital auf seine ursprüngliche Funktion zu
reduzieren. Es wird in Anspruch genommen, um Schulden zu machen, die
dann aber dazu dienen, Realinvestitionen zu tätigen. Das könnte
beispielsweise bedeuten, in Infrastrukturprojekte besonders in Asien
zu investieren, wo in dieser Hinsicht noch ein beträchtlicher Bedarf
besteht. Auch wäre das wohl geeignet, die wirtschaftlichen Beziehungen
zwischen Europa und Asien auszubauen und zu vertiefen. Die dritte
denkbare Vorgehensweise liefe darauf hinaus, im wesentlichen genauso
weiterzumachen wie bisher, als ob alles gutgehen könnte.

Ich befürworte eine vierte Lösung, nämlich eine Deglobalisierung -
oder, laut Dani Rodrik, De-"Hyperglobalisierung" - um die Herrschaft
des Finanzkapitals zu beenden. In den westlichen Ländern wächst das
Unbehagen, weil das zinstragende Kapital seine erste Funktion immer
weniger erfüllt, für einen gewissen Lebensstandard zu sorgen oder ihn
zumindest in Aussicht zu stellen. Die Leute fühlen sich ärmer und sind
es auch, weshalb die Bereitschaft wächst, die Herrschaft der
Finanzmärkte dafür verantwortlich zu machen und ihr Ende zu fordern.
Das wird für sich genommen aber nicht funktionieren, weshalb ich dafür
plädiere, auch wenn es natürlich unzeitgemäß erscheinen mag, die
Eigentumsfrage in die Hand zu nehmen. Das Kernproblem ist nun einmal
das private Eigentum an den Produktionsmitteln, woraus die
selbsttätige Bewegung des Kapitals resultiert, die nur ein Ziel hat,
nämlich die Vermehrung seiner selbst. Das ist, wie Marx es ausdrückte,
ein primitives Stadium der Ökonomie.

SB: Wachstum galt in der Vergangenheit gewissermaßen als Allheilmittel
und wurde mit Fortschritt gleichgesetzt. Nun ist aber zu den
ökonomischen Krisen die Problematik endlicher Rohstoffe und der
Klimawandel hinzugekommen. Müßte der Entwurf einer anderen
Gesellschaft nicht auch das Wachstum in Frage stellen?

VG: Ja natürlich, das stimmt. Ich würde auch sagen, man sollte das
Wachstum anders bemessen, als es bislang der Fall ist. Ereignet sich
beispielsweise irgendwo ein Erdbeben, kann das durchaus zu einem höher
errechneten Bruttoinlandsprodukt führen. Trotz der vielen Zerstörungen
oder gerade deswegen wurde etwas in Bewegung gesetzt. Das ist
natürlich eine Art und Weise, das Wachstum zu berechnen, die zumindest
einige Zweifel aufwirft. Für eine kapitalistische Gesellschaft ist es
indessen die richtige Berechnungsweise, was nur den Schluß zuläßt, daß
es einer anderen Gesellschaft bedarf, um ein harmonisches Wachstum mit
einem menschlichen Inhalt möglich zu machen, das sich nicht am
Bruttoinlandsprodukt und insbesondere dem Profit bemißt. Das, glaube
ich, wird der Sozialismus sein.

Ich denke nicht, daß das erst die Sache einer fernen Zukunft sein
kann. Angesichts der unhaltbaren heutigen Lage zeichnet sich immer
deutlicher ab, daß es einer tiefgreifenden Veränderung bedarf. Als
Waffe gegen eine angemessene Einschätzung der Schranken unserer
Gesellschaft wird natürlich immer wieder ins Feld geführt: There is no
alternative. Ich glaube hingegen, daß wir alle nach einer Alternative
suchen sollten, und denke, daß es aus der Geschichte der
Arbeiterbewegung im letzten Jahrhundert sehr viele Lehren zu ziehen
gibt. Aus diesem Grund gilt es, die Geschichte der sozialistischen
Länder sehr sorgfältig ohne Selbstbeschränkung, aber auch ohne
Dämonisierung zu studieren, um zu vermeiden, daß diesbezügliche
Argumente auf eine mystifizierende Weise behandelt werden.

SB: Sie haben im Kontext des Anschlusses der DDR beschrieben, wie die
deutsche Stärke zunehmend ausgebaut wurde, so daß auch das
Ungleichgewicht in Europa immer größer wurde. In einem tragfähigen
Zukunftsentwurf müßte Deutschland denn wohl auf seine Vorherrschaft,
auf seine hegemoniale Rolle in Europa verzichten.

VG: Das ist ganz offensichtlich. Es ist bemerkenswert, daß einige
Phänomene, die den Anschluß der DDR begleitet haben, während der Krise
in einigen Ländern Südeuropas abermals sichtbar geworden sind. Selbst
ein tendenzielles Gleichgewicht ist auf diese Weise unhaltbar
geworden, was zwangsläufig dazu führt, daß die europäischen Staaten
auseinanderdriften und Europa zu zerbrechen droht. Die Logik des
Kapitals und insbesondere des deutschen Kapitals hat diese Entwicklung
vorgegeben. Dies verweist auf einen komplexen Zusammenhang, der eines
eigenen Interviews bedürfte. Wie ich aber an dieser Stelle zumindest
andeuten kann, wurden Mechanismen etabliert, die wie die Maastrichter
Verträge jene Staaten und Systeme belohnen, die beim Senken der Löhne
besonders erfolgreich sind.

Das ist in ökonomischer Hinsicht insofern ein Widersinn, als es
zwangsläufig auf eine schwache Binnennachfrage hinausläuft. Ich bin
dann in gewisser Weise ein Parasit der übrigen Welt, was nicht
unendlich funktionieren kann. Eine Folge ist beispielsweise der
aufziehende Handelskrieg zwischen den Vereinigten Staaten und Europa.
Das Modell war derart überzogen, daß seine wachsende Schieflage
schließlich das ganze Gebäude zum Einsturz zu bringen droht. Im Grunde
genommen kann man sagen, daß dieses Europa spätestens seit dem
Maastrichter Vertrag die falsche Richtung einschlägt. Es gibt zudem
einige spezifischen Probleme, was das Verhältnis zwischen den
nationalen Verfassungen einiger europäischer Staaten und den
Maastrichter Verträgen betrifft. Das schafft zwar ebenfalls
beträchtliche Unwuchten, doch bleibt als grundsätzliches Problem
festzuhalten, daß ein neoliberales Europa auf die Dauer nicht
funktioniert.

SB: Herr Giacché, vielen Dank für dieses Gespräch.




[image: Vladimiro Giacché beim Vortrag auf der Großleinwand - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Die Eigentumsfrage in die Hand nehmen ...
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Fußnoten:



[1] Vladimiro Giacché: Titanic Europa - Geschichte einer Krise, Zambon
Verlag Frankfurt 2013, 176 Seiten, 10,00 Euro, ISBN: 978-3-88975-208-6

[2] Vladimiro Giacché: Anschluss - Die deutsche Vereinigung und die
Zukunft Europas, Laika Verlag Hamburg 2014, 168 Seiten, 22,00 Euro,
ISBN: 978-3-944233-26-0

[3] Vladimiro Giacché: Lenins ökonomisches Denken nach der
Oktoberrevolution, Neue Impulse Verlag Essen 2018, 144 Seiten, 9,80
Euro, ISBN: 978-3-961700-18-9
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06827: In deutschen Wirkstätten zu Hause (SB)


Einheimische Talente sind leider Mangelware, nicht nur im Fußball hat
man dieses Problem. Im Schach sieht die Lage nicht besser aus, und das
schon seit Jahren. Die deutschen Klubs meisterten diesen Mißstand
jedoch auf eine einfache Weise. Dank der vergleichsweise vollen Kassen
kauften sie sich ausländische Spieler von Format ein, und schon konnte
die Bundesliga von sich behaupten, der Nabel der schachspielenden Welt
zu sein. Selbst Ex-Weltmeister konnten in der Vergangenheit
verplichtet werden, wie beispielsweise Boris Spasski, der nach seinem
Titelverlust gegen den Amerikaner Bobby Fischer in deutschen Landen
eine neue Wirkstätte fand. In Berlin residierte eine Zeitlang auch der
Weltklassespieler Wladimir Kramnik, der schließlich Garry Kasparow vom
Thron stürzte. Stärkster deutscher Spieler ist Artur Jussupow in
Diensten von Solingen, seit Bayern München die Großmeisterriege
auflöste. Jussupow hatte seiner Heimat Rußland vor Jahren schon den
Rücken gekehrt, als er in seiner Moskauer Wohnung von Dieben
angeschossen wurde. Dank seiner Erfahrenheit und Spielstärke konnte
Deutschland in Elista bei der 33. Schacholympiade immerhin den fünften
Platz belegen. Im heutigen Rätsel der Sphinx konnte Jussupow dem
Passauer Philipp Schlosser eine Lektion in Angriffsführung erteilen,
dieser hatte in der Diagrammstellung nur mit der Abwicklung 1.Sg5xf7+
Kh8xh7 2.Sf7xd8 Ta8xd8 3.Te1xe6 gerechnet, dabei jedoch die
eigentliche Pointe im zweiten Zug übersehen, Wanderer.
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Jussupow - Schlosser

Bundesliga 1998


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Von 1...Lf5-h3!! sprach man weithin als dem 'Jahrhundertzug'
schlechthin. Schirow gab den Läufer, um seinen König rascher in die
gegnerische Stellung hineinzuführen und so Herr zu werden über das
Feld d4: 2.g2xh3 Ke6-f5 3.Kg1-f2 Kf5-e4! - nach dem Läufer- nun auch
noch ein Bauernopfer zum Wohle des Sieges - 4.Lc3xf6 d5-d4 5.Lf6-e7
Ke4-d3 6.Le7-c5 Kd3-c4 7.Lc5-e7 Kc4-b3! und Weiß gab auf, denn einer
der beiden schwarzen Freibauern macht das Rennen, zum Beispiel 8.Kf2-
e1 Kb3-c2 9.Le7-c5 d4-d3 10.Lc5-b4 a4-a3! 11.Lb4xa3 d3-d2+ usw.



Erstveröffentlichung am 4. Februar 2006
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/697: Halbschwergewicht - Rückkehr in Glanz und Gloria ... (SB)




Sergej Kowaljow holt sich bei der Revanche den WBO-Titel zurück

Sergej Kowaljow ist wieder WBO-Weltmeister im Halbschwergewicht. Vor
4.877 Zuschauern im texanischen Frisco nahm der 35jährige Russe aus
Los Angeles erfolgreich Revanche an dem ein Jahr jüngeren Kolumbianer
Eleider Alvarez aus Montreal, der sich einstimmig nach Punkten
geschlagen geben mußte (120:108, 116:112, 116:112), was dem
Kampfverlauf durchaus gerecht wird. Promoter der Veranstaltung, die
von ESPN+ übertragen wurde, war Bob Arums Top Rank Boxing. Am 4.
August 2018 hatte Alvarez den Russen in Atlantic City überraschend
entthront, als er ihn in der siebten Runde geschlagen auf die Bretter
schickte. Kowaljow machte von der vertraglich vereinbarten Option
eines sofortigen Rückkampfs Gebrauch und belehrte nun alle Kritiker
eines Besseren, die ihm ein weiteres Debakel vorhergesagt hatten, da
sie ihn auf dem absteigenden Ast seiner Karriere wähnten. Für den
Russen, der damit zum dritten Mal in seiner Profilaufbahn Champion in
dieser Gewichtsklasse geworden ist, stehen nun 33 Siege, drei
Niederlagen sowie ein Unentschieden zu Buche, der zuvor ungeschlagene
Alvarez zog nach 24 Erfolgen erstmals den kürzeren.

Man könnte fast von einer perfekten Vorstellung Kowaljows sprechen,
der früher Weltmeister der Verbände WBA, WBO und IBF gewesen war und
als führender Akteur im Halbschwergewicht galt, bis er sich dem
Kalifornier Andre Ward zweimal umstritten geschlagen geben mußte. Der
Russe boxte seinen Gegner regelrecht aus und präsentierte sich
insbesondere in wesentlich besserer konditioneller Verfassung als bei
ihrer ersten Begegnung. Auch konzentrierte er sich diesmal voll und
ganz auf seine technischen und taktischen Fertigkeiten, statt sich im
wilden Schlagabtausch oder häufigem Klammern vorzeitig zu erschöpfen.
Auch Alvarez hatte gute Phasen vor allem in der ersten Hälfte des
Kampfs und dann noch einmal ab der sechsten Runde, als Kowaljow
allmählich zu ermüden schien. Doch von der neunten Runde an war der
Russe wieder Herr des Geschehens und zog dem Kolumbianer uneinholbar
davon, der ihn kein einziges Mal mit seinen Schlägen erschüttert
hatte. [1]

Auch die Statistik von CompuBox zeugt von der Überlegenheit des
Russen: Während Kowaljow 213 von 816 Schlägen ins Ziel brachte, konnte
Alvarez lediglich 111 Treffer bei 369 Versuchen landen. Sergej
Kowaljow, der nach der Niederlage im letzten August von einer Panne
gesprochen hatte, da er übertrainiert gewesen und plötzlich müde
geworden sei, wurde nach drei Kämpfen, bei denen er mit seinem
Landsmann Abror Tursunpulatow zusammengearbeitet hatte, diesmal von
dem Veteranen Buddy McGirt und dem Konditionstrainer Teddy Cruz
betreut. Dieses Gespann hatte einst die Karriere Arturo Gattis
wiederbelebt und machte nun dasselbe bei Sergej Kowaljow. Dessen
Promoterin Kathy Duva hatte bereits nach der ersten Niederlage des
Russen gegen Andre Ward im November 2016 dazu geraten, McGirt und Cruz
zu Rate zu ziehen. Wie sie nun bilanzierte, habe Sergej schon damals
gewußt, daß mit seinem Training etwas nicht stimmte. Er habe jedoch
lange gebraucht, um ihrem Rat zu folgen, dessen Früchte unübersehbar
seien. Sergej sei in großartiger körperlicher Verfassung angetreten
und habe vor dem offiziellen Wiegen nicht einmal abkochen müssen,
sondern sogar ganz normal gegessen. Dieser Erfolg schmecke um so
süßer, als niemand erwartet habe, daß Kowaljow erfolgreich Revanche
nehmen würde. [2]

Sehr zufrieden zeigte sich auch Buddy McGirt, da sich sein Boxer noch
konsequenter als erwartet an die taktische Marschroute gehalten habe.
Wie in den Pausen zu beobachten war, hatte der erfahrene Trainer
seinen Schützling immer wieder eindringlich ermahnt, sich nicht auf
das kraftraubende Klammern und Wühlen des Gegners einzulassen.
Kowaljow hielt sich sichtlich daran, mied jegliche ringerischen
Einlagen und boxte den Sieg souverän heraus. Hätte McGirt schon 2016
in seiner Ecke gestanden, wäre Andre Ward nicht mit einem Punktsieg
davongekommen und Kowaljows Karriere anders verlaufen. Der Russe lobte
sein Team und die Vorbereitung denn auch auch in den höchsten Tönen,
da sie ihn in Bestform gebracht und seine Kombinationen deutlich
verbessert hätten. Eleider Alvarez zollte dem Kontrahenten Respekt und
erklärte, er habe auf einen vorzeitigen Sieg gedrängt, da ihm klar
gewesen sei, daß Kowaljow bei einem Gang über volle zwölf Runden die
besseren Karten haben würde. Er habe sein Bestes gegeben und fühle
sich nicht als Verlierer, erkenne jedoch den Erfolg seines Gegners
ohne Einwände an.

Für Sergej Kowaljow war es jedenfalls ein glänzendes Comeback, das ihm
nun freie Hand gibt, entweder einen dritten Kampf gegen Eleider
Alvarez zu bestreiten oder sich mit einem anderen Weltmeister im
Halbschwergewicht zu messen. Wenngleich natürlich auch die WBO ein
gewichtiges Wort mitzureden hat, wäre es sicher die attraktivere
Option, mit Artur Beterbijew (IBF), Dmitri Biwol WBA) oder Oleksander
Gvozdyk (WBC) in den Ring zu steigen, um die jeweiligen Titel
zusammenzuführen. Da Biwol bei Matchroom Boxing USA unter Vertrag
steht und seine Auftritte über den Streamingdienst DAZN gezeigt
werden, dürfte es schwierig sein, die beiden Lager unter einen Hut zu
bringen. Viel einfacher wäre es hingegen im Falle Beterbijews oder
Gvozdyks, da die Promoter Top Rank (Bob Arum) und Main Events (Kathy
Duva) eine Partnerschaft eingegangen sind. Eine weitere Option wäre
der ebenfalls bei Arum unter Vertrag stehende WBO-Weltmeister im
Supermittelgewicht Gilberto Ramirez, der für seinen nächsten Auftritt
ins Halbschwergewicht aufsteigen will.

Nach seinem erneuten Titelgewinn ist Sergej Kowaljow wieder der
führende Akteur im Halbschwergewicht. Er sei nicht wählerisch,
versicherte der WBO-Champion, sondern bereit für jeden Gegner. Welcher
andere Weltmeisters wage es, gegen ihn anzutreten? Er sei gekommen, um
für sich selbst und seine Fans Geschichte zu schreiben, so der Russe.
Nach Kathy Duvas Worten stehen nun wieder viele Türen offen. Sie werde
sich mit den Freunden bei Top Rank zusammensetzen und zweifle nicht
eine Sekunde daran, daß man problemlos einen angemessenen Gegner
finden könne.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/02/sergey-kovalev-defeats-eleider-alvarez-results/

[2] tv5.espn.com/boxing/story/_/id/25912314/sergey-kovalev-tops-eleider-alvarez-reclaims-light-heavyweight-title

3. Februar 2019
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